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Mumia Abu Jamal: Ein „Big War“ für „Big Oil“ 


Das stille Sandmeer schiebt sich über die Wüste, trockene, abgeschliffe- 
ne Wellen, die von Wüstenstürmen zu Sandbergen abgeschliffen wur- 
den. 

Tagsüber ist die Luft feurig, nachts eiskalt. Zusammengepfercht in 
Zelten, in Kampfanzüge gekleidet, sitzen hier Hunderttausende ameri- 
kanischer Männer und Frauen, die für einen Krieg gerüstet sind. Inner- 
halb von einer Generation steht Amerika wieder einmal an der Schwelle 
zum Krieg. 

Mit der bereitwilligen Unterwerfung von Gorbatschows Reich ist die- 
ses Mal nicht Kommunismus der Feind. 

Auch der starke Mann im Irak, Saddam Hussein, ist im Gegensatz zu 
den Berichten nicht der Gegner. 

In diesem Krieg geht es nicht um Ideologie oder um Land. Der einfa- 
che Grund für diesen Krieg ist — Öl. 

Zehntausende von African Americans sind in der Wüste — Schwarze 
stehen wieder einmal an vorderster Front im Krieg. Wenn es zum Krieg 
kommt — und alles deutet darauf hin, daß er unmittelbar bevorsteht —, 
wird es auf beiden Seiten Tote und Verletzte geben. Wofür? _ 

Dieses Mal behaupten die USA ausnahmsweise nicht, daß es um ‚‚De- 
mokratie‘‘ geht, denn sie verteidigen ja eine theokratische Monarchie. 
Die Behauptung der USA, gegen „internationale Aggression‘‘ vorzuge- 
hen, ist genauso hohl. Waren es nicht die USA, die untätig zugeguckt 
haben, wie Südafrika jahrelang die Frontstaaten mit Luftangriffen bear- 
beitet hat? 

Die Kriegsvorbereitungen in Saudi-Arabien finden aus einem einzi- 
gen Grund statt — Öl. D.h. daß Tausende von African Americans unter 
der sengenden, kochenden Hitze sitzen, um Amerikas herrschende Klas- 
se zu schützen — eine Regierung der Reichen, von Reichen und für Rei- 
che. 

Wie ihre Väter und Mütter, die immer noch von kalten Schweißaus- 
brüchen geschüttelt aus dem Alptraum Vietnam aufwachen, sind sie im 
Begriff, eine tödliche Reise anzutreten. 

Während politische Führungspersönlichkeiten bei der Vorstellung 
von Steuern für Amerikas -Millionäre Krokodilstränen vergossen, leh- 
nen sie die Verabschiedung von Bürgerrechtsgesetzen ab, die dazu ge- 
dacht waren, Arbeiter vor rassistischer Diskriminierung bei der Arbeits- 
platzsuche und am Arbeitsplatz zu schützen. 

Die Botschaft, die aus Washington kommt, ist eindeutig: Die Aufgabe 
der Regierung ist es, die Reichen — und nicht die Armen — zu schützen. 
Während die Politiker sich begierig bereichern, werden die Armen, die 
für den Schutz der Reichen ausgerüstet und trainiert worden sind, — 
wenn sie überleben — in Communities zurückkehren, in denen vor allem 
Arbeitslosigkeit, Obdachlosigkeit und Hoffnungslosigkeit herrschen. 
Sie kehren in Communities zurück, in denen die Gerichte .mit Richtern 
aus der herrschenden Klasse besetzt worden sind, die nur im Interesse 
ihrer Klasse handeln. | 

Dieser Krieg wird für die Vorherrschaft der USA und des Westens 
über eines der größten Olvorkommen der Welt geführt. 

Wie wichtig ist es denn, daß Saddam nach seiner Invasion im August 
mehr Zugang zu den Olfeldern Kuwaits besitzt? 

Würde er das Ol trinken, oder würde er es zu einem fairen Preis ver- 
kaufen? Ist das nicht das Wesentliche an der freien Marktwirtschaft? 

Und was die Invasion an sich betrifft: Die Invasoren von Grenada und 


Panama haben wenig Grund zur Kritik. Schließlich ist auch die Zugehö- : 
rigkeit Puerto Ricos zu den USA das Ergebnis einer Invasion. Und ohne); 
; 


die Invasion von 1429 würde es die USA heute nicht geben. i 


ZAA 
H 
= 


= 
Mumia Abu Jamal, afroamerikanischer politischer Gefangener in def‘; 
Todeszelle des Huntingdon-Knasts Pennsylvania. Mumia freut sich über‘; 
Post (er kann auch Photos und Kopien bekommen) : g 


PA 16652, USA 
(Übersetzung aus: „Justice speaks“, Dezemberausgabe, Zeitung der 


unabhängigen schwarzen Gewerkschaftsbewegung im US-Bundesstaat 
North Carolina) 


Frankreich: Hungerstreikerklärung des 
Kampfkomitees der Gefangenen aus Action Directe 


Wir haben am 2.1.91 einen neuen Kampf begonnen, eine unbefristete 
Hungerstreikkette. Wir werden unsere Initiative so lange aufrechterhal- 
ten, bis jede Form der Isolation und die besonderen Einschränkungen 
unserer Haftbedingungen aufgehoben sind, bis zu unserer Zusammenle- 


gung als politische Gefangene. 


Für eine Front der Kämpfe und Bewegungen 
gegen die Klassenjustiz und das Gefängnis. 


Das Kampfkomitee der Gefangenen aus ACTION DIRECTE beginnt 
einen neuen Kampf gegen die Isolation und für die Zusammenlegung. 


Der Justizminister hat im Juli 1989 unsere „Wiedereingliederung in die 
Untersuchungshaft, entsprechend dem allgemeinen Recht, das die Straf- 
vollzugsordnung vorsieht‘, angekündigt. Aufgrund dieser offiziellen 
Stellungnahme und aufgrund der Zusage, daß wir jeweils zu zweit zu- 
sammengelegt werden, haben wir unseren zweiten Hungerstreik been- 
det. 

Unsere weiteren Haftbedingungen, die Fakten, die dann gesetzt wur- 
den, haben dem. allen sehr schnell widersprochen. So wurde nach und 
nach eine neue Form der Isolation durchgesetzt. 

Es wurden Spezialabteilungen eingerichtet, in denen Willkür, Be- 
schränkungen und Verbote an der Tagesordnung sind. Erklärtes Nie- 
mandsland, 

psychiatrische Zentren und Zentren für Altersheilkunde, jeweils ent- 
sprechend der Entscheidungen der Gefängnisdirektoren von Fresnes 
oder Fleury. wir sind völlig abgetrennt untergebracht vom übrigen Ge- 
fängnis; die Teilnahme an sämtlichen Aktivitäten wie Sport, Studien 
... ist uns verboten; außerhalb der Hofgangstunden sind wir isoliert in 
unseren Zellen. 

Sämtliche Kontakte zu anderen Gefangenen sind auf ein Minimum re- 
duziert, und sie werden von der Gefängnisverwaltung „ausgewählt“ ; 
die Kontakte nach draußen, die politische Zensur, wurde jeweils seit 
dem letzten Frühjahr und Sommer erneut verschärft. 


Die offizielle Stellungnahme wurde zu keinem Moment vollständig ein- 
gehalten, und die Zusagen wurden Schritt für Schritt in Frage gestellt. 
Ihre „‚Normalisierung‘‘ unserer Haftbedingungen ist ein völliger Mißer- 
folg. 





Mumia Abu Jamal AM-8335, Huntingdon SCI, Drawer R, Huntingdon, & Jean-Marc Rouillan 
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Unsere Haftbedingungen können nicht ,normal“‘ sein, weil sie politisch 
sind. Von dem Moment an, wo die politischen Gefangenen Widerstand 


leisten, wo sie sich weigern, abzuschwören und sich zu distanzieren, wo ` 
sie sich nicht auf die Vereinzelung und die Unterwerfung unter ihre ` 


Haftbedingungen einlassen, wird ihre Gefangenschaft- kollektiviert 
durch diesen Widerstand zur politischen Gefangenschaft. Von diesem 
Moment an befinden sich die Gefangenen unter Bedingungen, in denen 
die ganze Macht und der autoritäre Charakter des Staates, die Staatsrä- 
son und ihre Rechtlosigkeit, Vergeltungsmaßnahmen, Erpréstusgn 
und Druck bis hin zur Folter beherrschend sind. | 


Die Isolationstrakte (Q. I.) bis hin zu den Steina din ist die 


repressive Wirklichkeit von heute. Eine Wirklichkeit, die sich’ hinter 
einer heuchlerischen Ideologie versteckt: „In einem demokratischen 
System gibt es keine politischen Gefangenen, es gibt nur kriminelle.“ 


Von der Sonderhaft bis hin zu den Sondergerichten, den ‚‚sections spé- 
ciales‘‘ und der 14. Abteilung des „parquet de paris“ gilt dasselbe Prin- 
zip: Es gibt keine politischen Gefangenen, weil es keinen politischen 
Kampf außerhalb der Gesetze und außerhalb der Institutionen geben 
darf, es darf nichts außerhalb der internen Rivalitäten der Einheitspartei- 
en n bürgerlicher Herrschaft geben. 


Die Mächtigen kriminalisieren deshalb alle Kämpfe, die die Grenzen 
ihrer künstlichen Demokratieattrappe wirksam zerschlagen. 


Für den Staat gibt es keinen politischen Kampf, wenn dieser nicht sofort 
ins System integrierbar ist oder vom System benutzt werden kann, d.h. 
manipulierbar ist. 


So werden Demonstranten zu gewalttätigen Chaoten, wenn sie sich wei- 
gern, zwischen der CRS und der Gewerkschaft der B. zu gehen . 


Revolutionäre werden zu ‚Terroristen‘, Fanatikern und „Einzel- 
kimpern. PT 


Die Repression gegenüber den Kämpfen der Unterdrückten und EN 
grenzten und deren Verleugnung nimmt ständig zu, 

— während gleichzeitig durch das Schengener Abkommen die Jagd auf 
den „äußeren Feind“ (Immigranten, politische Flüchtlinge . . .) und auf 
den „inneren Feind‘ (Revolutionäre, Guerilla, antagonistisches Prole- 
tariat, Rebellen ...) eingeführt wird; 

— während sich gleichzeitig die Krise des Staates weiter ausbreitet und 
vertieft, weil seine Korrumpiertheit und sein wirklicher Charakter als 
Instrument der bürgerlichen Hegemonie immer offener werden. 


Das Gerede von Recht und Ordnung ist nur dreckige Schminke für die 


organisierte Unordnung, zugunsten der Ausbeuter der Wucherer, der 
Börsenspekulation, der gefälschten Rechnungen, der Unterschlagung 
von Staatsgeldern ... Die Schärfe des Gesetzes, mit der diese Ordnung 
von den Verwaltern der Macht gegenüber den Jugendlichen, Auslän- 
dern, Proletariern, Armen und gegen die Revolutionäre eingefordert 
wird, löst sich im Nichts auf, in Amnestie und schwache Verweise, 
wenn die Gutverdienenden im „Kreis der Diebe“ ertappt werden oder 
die Verschwörer, die Kriegsterroristen, die korrupten B. und Agenten, 
von Douc& bis Greenpeace, von Ouv&a bis Oussekine. 


Der monopolistische Staatskapitalismus hat einen riesigen Sprung nach 
vorn gemacht. Die Konzentration und die Zentralisierung der Macht in 
den Händen der bürgerlichen Oligarchie nimmt ständig zu, und die Fol- 
gen davon sind eine zunehmende Ungleichheit, die „Krise der Arbeit“, 
Ausgrenzung und Elend, „keine Arbeit und keine Wohnung“ . 

Die Wirtschaftsmonopole und die Unterdrückung setzen sich fest und 
verstärken sich in der politischen Reaktion und in der Repression. Der 
politische Staatsapparat zeigt sich immer offener in seiner Gesamtheit 
als ein Instrument der Machtverhältnisse der Bourgeoisie gegen die un- 
terdrückte Klasse. 

Das schlägt sich auch in den Institutionen der Justiz nieder, die ein 
Ausdruck dieses Kräfteverhältnisses ist, die immer offener als Klassen- 
justiz agiert und deren einzige Wirklichkeit die Verteidigung des Besit- 
zes und der Ausbeutung unter kapitalistischen Produktionsbedingungen 
ist; das Gefängnis ist ihre Waffe des verinnerlichten Terrors, repressiv 
und lähmend, gerichtet gegen das Volk, die Proletarier und die Ausge- 
grenzten. | 

Der gesamte Strafvollzug ist um so totalitärer, je nachdem wie er in 
dieser Funktion herrscht, Die Fäulnis des Systems reproduziert sich bis 
hin zu ihrem extremsten Ausdruck in der intensiven Ausbeutung durch 


die ekelhaftesten unterbezahlten Arbeiten, in der Erpressung mittels Ar-- 


beitslosigkeit, dem Rassismus und den verheerenden Lebensbedingun- 
gen‘... Ç ER 


Die sogenannten Bemühungen der Gefängnisverwaltung um „menschli- 
chere Haftbedingungen“ (als ob es jemals menschliche Haftbedingun- - 


gen geben könnte) entwickeln in Wirklichkeit eine Zunahme der repres- `. 


siven Maßnahmen, genannt die „Sicherheit“, gegen die Gefangenen. 
Eine Sicherheitspolitik der Folter durch Isolation, der ständigen Gewalt ` `` 
gegen die Organisierung und die Kämpfe der Gefangenen. Das ist die 

präventive, repressive Politik der Überwachung, der „Erlaubnis zum 
Töten‘, der CRS, des Zusammenschlagens und der Bunker. Das ist : 
auch die Blankovollmacht für die Überfälle der faschistischen Banden, > - 


für die Rassisten der Wärtergewerkschaften, für die Willkür und dietäg- 
‚liche Gewalt. | | 


Die Q.I. des „‚Wohngruppenvollzugs“, die Spezialabteilungen als Sy- 
steme der Differenzierung und Vereinzelung, das alles ist gemacht, um 
die Einheit, die Solidarität und die Kollektivität der Gefangenen zu bre- 
chen. Es soll jeden einzelnen Gefangenen gegenüber der Institution und 
der Unterdrückung isolieren, die kollektiven Kämpfe, jeglichen Wider- 
stand und jede Verweigerung zerschlagen. 

Der Bau neuer Gefängnisse zielt darauf ab, und natürlich darauf, die 
Strukturen zu schaffen, die der Verschärfung der sozialen Repression 
draußen angepaßt sind. 


Nur der organisierte Widerstand und die Kämpfe werden es uns heute 
ermöglichen, unsere Solidarität und unsere wirkliche Kollektivität wie- 
derherzustellen. Nur darüber werden wir eine fähige Bewegung werden, 
die in der Lage sein wird, die Sicherheitspolitik des Staates, der Justiz 
und der Gefängnisverwaltung zu zerschlagen, und die ihre ganze aufer- 
legte Macht umstürzen wird. 

Von der ganzen Wirklichkeit und von allen Kämpfen ausgehend, wer- 
den wir die Einheit aufbauen, die Widerstandsfront gegen die Klassenju- 
stiz und gegen das Gefängnis. 


Gegen die Isolationsabteilungen, gegen die Spezialabteilungen, gegen 
die weiße Folter und die Willkür. 

Für die Zusammenlegung, gegen die Einzelhaft und den ‚‚Wohngrup- 
penvollzug‘‘, gegen die Isolierung und die Differenzierung, gegen die 
politische Zensur. 

Für die Auflösung der Sondergerichte und die Abschaffung der Son- 


. dergesetze vom September 1986. 


Für die Klassensolidarität! 
Für die Revolution! 
Kampfkomitee der Gefangenen aus ACTION DIRECTE 





Zum Hunogerstreik in is 





Der Hungerstreik der Gefangenen aus GRAPO und PCE(r) für ihre Wie- 
derzusammenlegung währt nunmehr 414 Tage. Über die Situation in 
Spanien gibt es leider nichts Neues zu sagen. Einige Solidaritätsaktionen 
hier in der BRD machen etwas Mut: eine Kirchenbesetzung in Ham- 
burg, zu der wir einen Bericht und eine Erklärung veröffentlichen. In 
Berlin haben Leute bunte Postkarten gemalt und sie zusammen mit 
einem solidarischen Brief an 35 der hungerstreikenden Gefangenen und 
an deren Angehörige verschickt. Wir veröffentlichen hier eine Aufli- 
stung der Gefangenen im Hungerstreik vom 3. 1.90. 


Besetzung der St. Nikolai-Kirche in Hamburg 


Wir (Menschen aus dem Antifa-Arbeitskreis der SchülerInnenkammer 
und aus dem Mahnwachenplenum vor dem spanischen Generalkonsulat 
— die Red.) haben uns lange überlegt, wie es für uns weitergehen kann: 
Die Mahnwache war für viele von uns Pflicht geworden, und wir haben 
lange nur noch organisiert, daß sie überhaupt stattgefunden hat. Wir ha- 
ben kaum einen Weg gesehen, aus der verhärteten Situation herauszu- 
kommen, also keine konkrete Aktion für uns im Auge gehabt, die nicht 
nur die Nachrichtensperre ein Stück durchbrechen kann, sondern auch 
in die Situation intervenieren könnte, wo die Politik der harten Haltung 
jedes Argument einfach zunichte macht, indem es ignoriert wird. 

Uns war klar, daß es trotz aller Schwierigkeiten und beschissener Er- 
fahrungen aus dem Hungerstreik der Gefangenen hier darum gehen 
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muß, weitere gesellschaftliche Gruppen mit der Situation in Spanien zu 
konfrontieren und ein Verhalten einzufordern. 

Die Überlegung, eine der Hamburger Hauptkirchen zu besetzen, kam 
dann aus konkret zwei Gründen: Zum einen ist es so, daß die Situation 
politischer Gefangener in den Kirchen verstärkt geführt wird, so z.B. 
auch auf den nächsten Kirchentagen eine große Rolle spielen wird. Zum 
anderen ist unsere Einschätzung, daß sich — wenn sich überhaupt noch 
etwas bewegt — es dann auf dieser Ebene ee wird, einen Raum zu 
öffnen. 

Nachdem das Angebot des Erzbischofs von Santiago della Compostel- 


la von der spanischen Regierung nicht einmal wahrgenommen wurde; ist . 


auch klar, daß es darauf ankommt, inwieweit die harte Haltung der spa- 


nischen Regierung, als Anpassung an die EG-Normen, praktisch zum . 


Bumerang werden kann, wenn sie sich isoliert, aufgrund ihres Vorge- 
hens gegen die Gefangenen. 

Unsere Forderung war, daß der Bischof Krusche (ev.-luth. Kirche) 
sich an die spanische Regierung und an die EG-Menschenrechtskom- 
mission mit der Forderung nach Verhandlungen wendet. 

Für uns ein wichtiger Grund war auch, mit anderen zusammenzukom- 
men und (wenn auch nur befristet) einen Raum für uns zu haben, von 
dem aus wir uns — zum Teil neu — kennenlernen konnten. 


Zum Ablauf der Besetzung 


Wir sind am 1.1. zum Neujahrsgottesdienst in die Nikolai-Kirche ge- - 


gangen. Nach dem Gottesdienst, in dem der Pastor mehrmals Bibel-Zi- 
tate brachte, die mit der Befreiung der Gefangenen zu tun hatten, verla- 
sen wir eine Erklärung, die leider schlecht zu verstehen war, die wir 
aber ungehindert halten konnten. Der Pastor ließ uns reden, und wahr- 
scheinlich war es so, daß keineR der anwesenden BesucherInnen ver- 
stand, was wir wollten — und es deshalb auch ruhig blieb. 


Wir haben dann dem Pastor. nochmal vermittelt, daß wir da bleiben 


und was unsere Forderungen sind. Der war zunächst etwas verdutzt, hat 
dann aber gesagt: „Das Anliegen, für politische Gefangene etwas zu 
bewegen, ist ein gravierendes“‘ Es war dann schnell klar, daß wir die 
Nacht bleiben konnten. In der Nacht erfuhren wir dann von Widersprü- 
chen innerhalb der Kirche, wo es darum ging, ob wir geräumt werden 
sollten oder die Kirche zumindest abgeriegelt werden soll, so daß wir 
zwar raus, aber keineR mehr rein käme. Wir wissen, daß das immer in 
der Luft lag, aber nicht umgesetzt wurde. 

Am Dienstag abend kamen dann noch viele und versorgten uns mit 
Getränken und Essen oder kamen einfach gucken. Schwierig war es, 
weil wir nie wußten, was wir jetzt glauben sollten von dem, was uns er- 
zählt wurde. 

Die Pressekonferenz am anderen Tag war relativ gut besucht, und es 
waren auch viele Menschen aus dem Gemeindevorstand der Kirche da. 
Das war ein Problem, weil wir so die verschiedenen Ebenen vermisch- 
ten: Pressekonferenz und Verhandlungen mit ihnen. _ 

Es wurden dann zwei Vorschläge klar: ein Gespräch mit dem Bischof 
oder seinem Vertreter am Nachmittag, unter der Bedingung, daß die 
Kirche bis dahin geräumt ist, und eine Veranstaltung in der Kirche u.a. 
mit VertreterInnen von amnesty international und medico. 

Unser Vorschlag war dann, eine gemeinsame Erklärung zu machen, 
der Gemeindevorstand und wir, wo die Ergebnisse — Veranstaltung und 
Gespräch — und der Anlaß unserer Aktion benannt werden. Die Zeit, in 
der das Gespräch mit dem Bischof stattfinden sollte, verstrich, die Ge- 
meindevertreterInnen berieten sich die ganze Zeit, ob sie nun eine ge- 
meinsame Erklärung mit uns wollten oder nicht. Um 16.30 Uhr wurde 
uns dann gesagt, daß es keine gemeinsame Erklärung geben wird, son- 
dern zwei getrennte, die gemeinsam veröffentlicht werden. Gleichzeitig 
wurde uns ein Ultimatum gesetzt, daß wir bis 19 Uhr die Kirche verlas- 
sen sollten. Ein Gespräch mit dem Bischof käme ohnehin nur zustande, 
wenn wir keinen Druck ausüben würden. 

Wir haben uns von dem Ultimatum so unter Druck setzen lassen, daß 
das die ganze folgende Diskussion um das weitere Verhalten bestimmte. 
Aus dieser Unklarheit entstand dann eine Presseerklärung, in der wir 
unsere Befürchtung, geräumt zu werden, zum Ausdruck brachten. Wir 
haben uns dann darauf eingelassen, eine eigene Erklärung zu verfassen, 
die dann inhaltlich war und sich nicht auf die Drohungen bezog. 

In der Erklärung des Gemeindevorstands wurde uns dann ein Ge- 
spräch mit dem Bischof oder einem Vertreter für den nächsten Tag zuge- 
sichert. 

Nachdem wir die Erklärung in der Hand hatten, verließen wir die Kir- 
che. 

Wir haben uns entschieden, daß die Veranstaltung in der Kirche und 
das Gespräch mit dem Bischof uns weitere Möglichkeiten aufmachen, 
die wir nutzen können, und die Besetzung abgebrochen. 


Das Gespräch mit dem Bischofs-Vertreter 
Am Donnerstag vormittag, den 3. 1., gab es dann ein Gespräch mit neun 
Frauen von uns in der Bischofskanzlei, die mit dem zuständigen Probst 
und dem persönlichen Referenten des Bischofs redeten. Als Begründung 
dafür, daß der Bischof nicht da war, wurde gesagt, daß der Probst — Pa- 
stor Hoerschelmann — nicht nur für die Kirche zuständig sei, sondern 
auch große Kompetenz in Menschenrechtsfragen habe. 

Das Gespräch dauerte überraschenderweise eine Stunde und 45 Minu- 
ten. Nach der äusführlichen Schilderung der Situation und den politi- 
schen Hintergründen einigte sich die Delegation mit den Vertretern auf 
eine Intervention der Kirche auf Menschenrechtsebene. Über die kirch- 
lichen Institutionen wird Kontakt zu den Kirchen in Spanien aufgenom- 
men, außerdem wenden sich die Vertreter direkt an Gefangene, ihre 
Angehörigen und AnwältInnen. Konkret geht es dabei um die Gefange- 
nen, die unter der Kontaktsperre stehen. Das war auch der Wunsch der 
Angehörigen in Spanien. 


| (N. und T., Mahnwachenplenum) 


Presseerklärung: Ex-BesetzerInnen 
führen Gespräch mit Bischofsvertreter 


Nach der Besetzung der Nikolai-Kirche am 1. und 2.1.91 fand heute, 
am 3.1., das zugesagte Gespräch mit einem Vertreter des Bischofs und 
seinem persönlichen Referenten statt. 

Die Delegation der BesetzerInnen, Probst Hoerschelmann und Pastor 
Borck verständigten sich auf folgendes : 


. — Die Vertreter des Bischofs wenden sich an das Menschenrechtsreferat 


der EKD und an das kirchliche Außenamt zur weiteren Information. 

— Über diese Institutionen wird Kontakt zu den Kirchen in Spanien auf- 
genommen. 

— Unsere Forderung nach Intervention bei der EG-Menschenrechts- 
kommission und der spanischen Regierung wird an die o. g. Institutio- 
nen weitergegeben und diskutiert. 

— Die Kirche nimmt direkt Kontakt zu spanischen Gefangenen im Hun- 
gerstreik bzw. deren AnwältInnen sowie Menschenrechtsorganisatio- 
nen und den Erzbischof von Santiago de Compostella auf, der sich für 
Verhandlungen mit den Hungerstreikenden einsetzt. 

— Die genannten Institutionen werden Vorschläge für das sinnvollste 
Handeln des Bischofs unterbreiten, nachdem sie sich informiert und un- 
sere Forderungen diskutiert haben. 

— Angesichts der Tatsache, daß jeden Tag weitere Gefangene i im Hun- 
gerstreik sterben können, sehen auch die Vertreter die Notwendigkeit 
eines schnellen Handelns. 


Namen der spanischen politischen Gefangenen, 
die sich am Hungerstreik beteiligen (Stand 3.1. 91) 
Bei folgenden Gefangenen hat sich die Situation z. Zt. besonders ver- 
schärft: 

Jose Balmon Castells, (PCE(r)) — Prisión de Puerto de Santa Maria, 
Apartado 600-11500-Puerto de Santa Maria (Cadiz) 

José Maria Sánchez Casa (GRAPO) — Prisión de Sevilla 2, Ctra. de 
Torreblanca-Mairena del Alcor, km 3, 41007 Sevilla 

Francisco Brotons Beneyto (GRAPO) — Prisión de Almeria, Apartado 
221-04080-Almeria 

Josefina Garcia Aramburu (GRAPO) — Prisión de Logroño 

Carmen Muñoz (GRAPO) — Prisión de Bajadoz, Carretera de Olivenza, 
km, 7300-06008 


Im folgenden die Namen und Adressen der Gefangenen aus GRAPO und 
PCE(r) im Hungerstreik : 


Prisión de Logroño 
José Jiménez Fernández, Joaquin Garrido González 


Prisión de Oviedo 
Teresa de Jesús González Rodriguez 


Prisión de Lugo 
Casimiro Gil Araujo 


Prisión de Orense (Pereiro de Aguilar) 
Manuel Parodi Múnoz, José Ramón Tejeilo 


Prisión de Valladolid 
Carmen López Anguita, Victor Calcerrada 
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Prisión de Caceres 1 
Joaquin Calero Arcones, Victoria Gómez Méndez 


Prisión de Carabanchel, 28071 Madrid 
Manuel Quesada Jiménez 


Prisión de Madrid (Alcala-Meco) 
Juan Manuel Pérez Hernández, Rogelio Vázquez Gómez, Pablo Cabe- 
zas Mato, Francisco Javier Ros Diaz, Jesús Cela Seoane — Madrid 


Prisión de Yeserias (Madrid), C/Juan de Vera, BE Madrid 
Milagros Caballero Carbonell 


Prisión de Ávila : 
Josefa Alarcón ‚Lapueniz, Francisca Pérez Pérez, Olga Oliveira 


Prisión de Badajoz, Carretera de Olivenzn, km, 7300-06008 
Luis Cabezas Mato 


Centro Penitenciario des Ocaña, c/Märtires s/n, Apartado 31, 45300 
Ocaña (Toledo) 


Antonio Lago 


Prisión Provincial d Valencia (enfermeria), Apartado 2214-46071- 
Valencia 


Sebastián Rodriguez Veloso, Aurora Cayetano Navarro 


Prisión de Alicante, Apartado 476, 03071 Alicante 
. Olegario Sánchez Corrales 


Prisión de Murcia, Apartado 796-30071-Murcia 
Carmen Cayetano Navarro, Fernando Fernández González 


Centro de Cumplimiento San Antón de Canare (Murcia) 
Antonio Narváez Ternero 


Prisión de Sevilla I, C/Mariano Benlliure, 1-41005-Sevilla 
Francisco Martin Valero, Juan Jesús Muiños Formoso 


Prisión de Sevilla II 
Mercedez Padrós 


Prisión de Almeria, Apartado 221-04080-Almeria 
Äna Belen San Miguel Martinez, Joaquin Vieites Santos 


Prisiön de Malaga 
Fernando Hierro Chomön 


Rechtsanwälte der Gefangenen: 

Abogados, c/Montesa, 49 5°-A, E-28006 Madrid 
Senora Paca Villalba, c/Genova, 23 55°D, E-Madrid 
Tel. 00342 41033 13, Fax 00341 4103352 





Prozesse 


Im Verfahren gegen Luitgard Hornstein : 
Zwei Zeuginnen sorgen für weitere Entlastung 


Der Verhandlungstag am 27. Dezember 1990 bot einen weiteren und 
vermutlich den letzten Höhepunkt vor dem Schlußwort Luitgard Horn- 
steins, der die Beteiligung an einem Sprengstoffanschlag vorgeworfen 
wird. Zwei Augenzeuginnen berichteten dem 4. Strafsenat des Oberlan- 
desgerichts (OLG) Stuttgart in der mit 150 ZuhörerInnen gut besuchten 
Stammheimer Prozeßfestung, daß sie Andrea Sievering in Düsseldorf an 
bestimmten Tagen getroffen hatten, an denen sie nach bisheriger Auffas- 
sung des Gerichts mit letzten Anschlagsvorbereitungen im Bodenseege- 
biet beschäftigt war. 


Rechtskräftigen Urteilen kommt ihr „Hauptindiz‘ abhanden 
Bereits seit dem 8. Mai 1990 verhandelt der 4. OLG-Senat unter dem 
Vorsitzenden Berroth gegen Luitgard Hornstein. Sie soll an einem Bom- 
benanschlag auf die Daimler-Tochter und Waffenschmiede Dornier in 
Immenstadt am Bodensee beteiligt gewesen sein, der am 25. 7. 1986 ein 


Bürogebäude dieser Firma beschädigte. Ein direkter Tatbeitrag wird ihr 
nicht vorgeworfen, sondern lediglich die politische und persönliche Nä- 
he zu drei Personen, die wegen dieser Aktion bereits rechtskräftig zu 
zehn bzw. zweimal neun Jahren verurteilt wurden. Die Staatsschutzlo- 
gik ist einfach: Wenn bzw. weil diese drei Personen, die Düsseldorfe- 
rInnen Andrea Sievering, Christian Kluth und Rico Prauss, an dem An- 
schlag beteiligt waren, dann auch deren Bekannte und Freundin Luit- 
gard Hornstein. Die schwere Aufgabe der Verteidigung bestand also 
darin, rechtskräftige Urteile zu Fall zu bringen. Und in dieser Richtung 
hatte sie etliche Erfolge zu verzeichnen. Vor allem sind die beiden in den 
bisherigen Urteilen als Hauptindiz zu wertenden Schriftgutachten end- 
gültig vom Tisch, wonach Andrea Sievering die drei Briefumschläge 


- adressiert haben solite, in denen die Bekennerschreiben zu Dornier an 


Presseorgane verschickt worden waren (vgl. u.a. Frankfurter Rund-' 
schau vom 10.9.90). Seither fehlt in den rechtskräftigen Urteilen und 
freilich auch in der laufenden Hauptverhandlung jede Spur vom An- 
schlagsort, der Bodenseegegend, zu den Verurteilten bzw. zu Luitgard 
Hornstein. Die Folgen für die rechtskräftigen Urteile sind weiterhin un- 
gewiß. Die Verteidiger sammeln Argumente für die Wiederaufnahme 
der Verfahren. 


Das Ersatzindiz 

Allerdings ließ das Gericht vor einigen Wochen durchblicken, daß es 
eine in den bisherigen Urteilen nicht berücksichtigte Zeugenaussage 
umzuwerten und zum neuen „Hauptindiz‘‘ aufzuwerten gedenke. Die 
Verteidigung hatte im Verfahren gegen Andrea Sievering und Rico 
Prauss 1988 eine Zimmervermieterin vom Bodensee geladen, die der 
ermittelnden „Sonderkommission Dornier“ des Landeskriminalamtes 
Baden-Württemberg einige Wochen nach dem Anschlag zu Protokoll 
gegeben hatte, daß ein Paar für die letzten Tage bis zu dem Anschlag, 
nämlich vom 21. bis zum 24.7. 86, angemietet und das später zur Bombe 
umfunktionierte Fahrzeug benutzt hätte. Die von ihr gegebene Perso- 
nenbeschreibung war nicht nur äußerst dürftig, sondern wich auch be- 
trächtlich von der Erscheinung Andrea Sieverings bzw. Rico Prauss’ ab. 
Deshalb war die Überraschung bei allen Beteiligten groß, als diese Zim- 
mervermieterin als Zeugin während der Hauptverhandlung erklärte, daß 
die Frau auf der Anklagebank, Andrea Sievering also, ihrer damaligen - 
Mieterin zum Verwechseln ähnlich sehe. Das damals verhandelnde Ge- 
richt, der 5. Strafsenat am OLG Stuttgart-Stammheim, wertete diese 
Aussage nicht. Erstens seien Zweifel an der Identität von Andrea Sieve- 
ring und der Mieterin bestehen geblieben. Und zweitens sei Andrea Sie- 
vering am 24.7.86, dem Abreisetag des Paares, nachweislich in Düssel- 
dorf und also nicht am Bodensee gewesen. 

Bei ihrer jüngsten, sehr ausführlichen Befragung während der nun be- 
endeten Hauptverhandlung verstrickte sich unsere Vermieterin heillos 
in zahlreiche Widersprüche. Sie könndsich an den 24. als Abreisetag so 


. gut erinnern, weil sie am Morgen eine Zimmernachfrage anderer poten- - 


tieller Mieter abgeschlagen und sehr zu ihrem Ärger durch unerwarteten 
Zimmerleerstand eine Einnahmequelle verloren habe. Denn das ver- 
meintliche spätere „Täter-Paar“, das sich ursprünglich für 14, also für 
weitere zehn Tage angemeldet habe, sei urplötzlich noch am gleichen 
Tage abgereist. Andererseits erklärte sie, daß die Übernachtungskosten 
bereits am 23.7. beglichen worden seien. Woher aber dann ihre Überra- 
schung über die angeblich doch so unvermutete Abreise? Oder will sich 
die gute Frau für den ihr entstandenen Schaden rächen — egal an wel- 
chen „Terroristen‘“? Oder wollte sie einfach nur mal wichtig sein, und 
alles war sowieso ganz anders bzw. ist frei erfunden? Der offenbar nach 
wie vor verurteilungswillige Senat jedenfalls pflückte aus dieser völlig 
inkonsistenten Aussage die in sein Bild passenden Puzzelteilchen heraus 
und bastelte eine ganz neue Version zurecht: Die Zimmermieter hätten 
bezahlt und seien bereits am 23.7. abgereist. Andrea Sievering könne 
daher sowohl vom 21. bis 23.7. den Anschlag auf Dornier vorbereitet 
wie auch am 24.7. in Düsseldorf Geld abgehoben haben. Auf diese Wei- 
se war Ersatz geschaffen für die verlorengegangene Verbindung zwi- 
schen den Verurteilten und dem Bodenseegebiet. 

Seit ungefähr zwei Monaten arbeitet die Verteidigung dieser Ersatzbe- 
schaffungslinie des Senats auf vier Ebenen entgegen: 

— Umfängliche Beweisanträge listen die Widersprüche zwischen und 
in ihren verschiedenen Vernehmungen detailliert auf und erschüttern die 
Glaubwürdigkeit dieser Zeugin nachhaltig. Der Senat, wie gesagt, split- 
tet die Aussage, erklärt Teile für unglaubwürdig, andere nicht. Er be- 
nutzt die Aussage für seinen Zweck: Verurteilung. 

— Observationsberichte über die Düsseldorfer Kiefernstraße, die sei- 
nerzeit, wie etwa heutzutage die Hamburger Hafenstraße, als bevorzug- 
tes Wohngebiet der RAF gehandelt wurde, liegen nach Aussage der ver- 
nommenen Beamten in verschiedenen Staatsschutzbehörden vor, wer- 
den jedoch unter Verschluß gehalten. Lagert hier unterdrücktes Entla- 
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stungsmaterial bezüglich der Anwesenheit von Andrea Sievering in 
Düsseldorf an den entscheidenden Tagen? Die entsprechenden Beweis- 
anträge wurden abgelehnt bzw. haben nichts ergeben. Die beamteten 
Zeugen und Zeuginnen aus den diversen Nachrichtendiensten halten 
dicht. 

— Die Zimmervermieterin hatte sich bei allen ihren Äußerungen auf 
den 24.7.86 als den Abreisetag des Paares festgelegt. Diese Tatsache 


galt es festzuklopfen. Andrea Sievering kann nicht die angebliche Zim-. 


mermieterin gewesen sein, da sie — wie auch das jetzt verhandelnde Ge- 
richt anerkennt — am Vormittag des 24.7. in Düsseldorf Geldbeträge 
von ihren Postgirokonten abgehoben hat. 


Die Entlastungszeuginnen 

— Die vierte Ebene, auf der die Verteidigung einer belastenden Verwer- 
tung der Zimmervermieterin vom Bodensee entgegentrat, sind die er- 
wähnten Entlastungszeuginnen. Daß ihre Benennung überhaupt als not- 
wendig erachtet wird, entspringt der Erfahrung, daß die sogenannte Un- 
schuldsvermutung in politischen Verfahren keine Geltung hat. Die Be- 
hörden ermitteln nur in einer Richtung und scheuen keineswegs vor der 
Unterdrückung von entlastenden Erkenntnissen zurück (vgl. u.a. Ange- 
hörigen-Info 56, S.5). Ermittlungsergebnisse werden willkürlich zu- 
sammengesetzt und führen mit Dazuerfundenem zum gewünschten Er- 
gebnis. Diese Not — schließlich geht es um eine noch abzusitzende Rest- 

strafe von insgesamt über 20 Jahren — — flugs zur aufklärerischen Tu- 
= gend umformuliert: Je mehr den Staatsschützern dies Geschäft er- 
. schwert wird, um so durchschaubarer wird es. Im Falle einer Verurtei- 
..lung Luitgard Hornsteins enthält das Urteil offene Lügen. 


Die eine Entlastungszeugin, Schwester von Luitgard Hornstein, hatte, 


so ihre Aussage, im Juni 86 eine Gesprächstherapie bei der Evangeli- 
schen Beratungsstelle in Düsseldorf begonnen. Im Anschluß an ihren 
letzten Gesprächstermin, bevor sie Ende Juli 1986 in Urlaub fuhr, habe 
sie die ihr flüchtig bekannte Andrea Sievering auf deren Wunsch zu 
einem Gespräch getroffen, das ungefähr 20 Minuten gedauert habe. Die 
Beratungsstelle konnte aufgrund vorliegender Statistiken den 22. Juli als 
den betreffenden Gesprächstermin angeben. Andrea Sievering habe sie 
direkt an der Beratungsstelle abgeholt, und sie seien spazierengegangen. 

Andrea Sievering habe ihr von Luitgard ausgerichtet, daß sie vorüberge- 
hend nicht erreichbar sei und daß sie den Eltern ausrichten solle, sie, 

Luiti, sei für eine Woche nach Holland in Urlaub gefahren. Die Zeugin 
könne sich deshalb so gut an die Begebenheit erinnern, weil es ihr in je- 
nen Tagen psychisch nicht gut gegangen sei und sie auf die Unterstüt- 
zung durch ihre Schwester Luiti gehofft habe. 

Die vorübergehende Nicht-Erreichbarkeit Luitgard Hornsteins ist üb- 
rigens bereits „‚gerichtsbekannt‘“. Am 17.7.86 am frühen Morgen um 2 
Uhr war Christian Kluth „zufällig“ von einer Fußstreife kontrolliert 
worden. Er befand sich auf dem Heimweg von der Kiefernstraße zu sei- 
ner Wohnung. Die beamteten Nachtschwärmer beschlagnahmten bei 
ihm ein Diskussionspapier sowie einen Zettel, auf den Rico Prauss eine 
antiimperialistische Parole notiert hatte. Weil es Christian Kluth, Rico 
Prauss, Andrea Sievering und Luitgard Hornstein aufgrund ihrer Teil- 
nahme an der damals in antiimperialistischen Kreisen geführten Diskus- 
sion bekannt war, daß diese Parole im Zusammenhang der „Sommerof- 
fensive von RAF und Widerstand“ bei verschiedenen Aktionen, vom 
Parolensprühen bis zu Anschlägen auf militärische, industrielle und po- 
litische Machtzentren, Verwendung finden sollte — sie leitete zehn Tage 
später tatsächlich das Bekennerschreiben zu Dornier ein —, hielten sie 
es für angeraten, für eine Weile aus Düsseldorf zu verschwinden, d.h. 
sich ihrer Observation durch den Staatsschutz zu entziehen. Sie wollten 
sich in Ruhe überlegen, wie diese „Panne“ zu beheben sei. Als ‚‚Panne““ 
bezeichnete Christian Kluth seine nächtliche Kontrolle in der laufenden 
Hauptverhandlung, in der alle bereits Verurteilten als ZeugInnen aus- 
sagten, daß sie politisch viel, praktisch aber nichts mit dem Anschlag auf 
Dornier zu tun haben. Sie zogen sich damals zur Beratung in ein Ferien- 
häuschen in der Eifel zurück. 

Nach den Aussagen der Entlastungszeuginnen blieb allerdings Andrea 
Sievering.in Düsseldorf zurück, um für Chris und die anderen einige 
Dinge zu erledigen. Sie traf sich nicht nur mit der Schwester Luitgard 
Hornsteins, sondern suchte an mehreren Tagen jene Anwaltskanzlei auf, 
in der sie tageweise als Sekretärin arbeitete. Dies ist die Essenz der Aus- 
sage der zweiten Entlastungszeugin, der damaligen, ebenfalls tageweise 
beschäftigten Kollegin von Andrea Sievering. Die Zeugin konnte sich 
daran erinnern, daß Andrea in jenen Tagen aufgeregt darauf gedrungen 
hatte, einen Akteneinsichtsantrag für den in die Nachtkontrolle gerate- 
ten Christian Kluth zu stellen und möglichst bald beim zuständigen 
Staatsanwalt nachzufragen, wie dieser die Angelegenheit bewerte. Der 
Zeugin jetzige Recherche habe ergeben, daß dieser Antrag vom 18.7., 
einem Freitag, datiere. Andrea Sievering sei bei nächster Gelegenheit, 


also am Montag, 21.7.86, mindestens zweimal in die Kanzlei gekom- 
men und habe dort mit ihr und dem gemeinsamen Arbeitgeber gespro- 
chen. Demnach kann sie nicht die Mieterin vom Bodensee sein. 

Nach ‚„‚menschlichem Ermessen‘ müßten die vier DüsseldorferInnen 
über kurz oder länger freigelassen werden. Aber was ist „menschliches 
Ermessen‘ in einem politischen Prozeß wie dem gegen Luitgard Horn- 
stein. Wir sind gespannt, ob und wie der Senat diese sehr bestimmten 
und plausiblen Aussagen umschifft. Gelingt es ihm, dann müssen die 
Entlastungszeuginnen mit Strafverfahren wegen eidlicher bzw. uneidli- 
cher Falschaussage rechnen. 

(tz, Prozeßgruppe, Bunte Hilfe Stuttgart) 


Spendenaufruf: Wir mußten über weite Strecken beide Wahlverteidi- 
ger Luitis finanzieren und finanzieren nach wie vor den einen voll. Ge- 
genüber der Phalanx von zwei Anklagevertretern und fünf Berufsrich- 
tern ist ein zweiter Anwalt keineswegs Ausdruck eines übersteigerten 
Sicherheitsbedürfnisses, sondern notwendig. Uns fehlen weiterhin und. 
weil sich der Prozeß hinzog — aber locker — 20000 DM. Konto: Bunte 


. Hilfe Stuttgart, Postgiroamt Stuttgart, BLZ 60010070; Kto. Nr.: 


372 42-702. 


Nachtrag: Übergehen der Entlastungszeuginnen 
durch das Gericht sorgt für weitere Prozeßtage 


' Einmal mehr kam es in diesem Verfahren anders als gedacht. Wie schon 


ihren vermeintlichen Schlußvorträgen im Oktober des vergangenen Jah- 
res folgte den Nachplädoyers der beiden Verteidiger Heiming und 
Köhnke am 10.1.91 statt des erwarteten letzten Wortes von Luiti die 
Wiedereröffnung der Beweisaufnahme. Dies verdankt sich dem unbe- 
dingten Willen des erkennenden Gerichts, Luitgard Hornstein entspre- 
chend der Anklage „Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion‘‘ ($ 311 
StGB) zu verurteilen. Denn nur für diesen Fall sind noch vor Urteilsver- 
kündung die sogenannten Hilfsbeweisanträge zu bescheiden, mit denen 
die Verteidigung ihre Reden spickte. 


Rechtsanwalt Heiming — ‚‚Wir haben keine Chance. Aber wir nutzen 
sie“ — beantragte, daß er selbst als Zeuge gehört werde. Als damaliger 
Verteidiger von Andrea Sievering habe er die Ladung der Zimmerver- 
mieterin beantragt, um die sich im laufenden Verfahren weiterhin alles 
dreht. Seine Mandantin habe ihn darin bestärkt. Da sie nicht am Boden- 
see gewesen sei und diese Frau nicht kenne, sei ein „Wiedererkennen“ 
ausgeschlossen. Auch die Zimmervermieterin solle nochmals geladen 
werden. Sie habe nämlich gegenüber einem Journalisten der Fernseh- 
sendung ‚Monitor‘ kürzlich geäußert, daß sie sich nicht sicher ist, ob 
Andrea Sievering ihre angebliche Zimmermieterin war. Und selbstver- 
ständlich soll auch dieser Journalist kommen, um das gleiche auszusa- 
gen. Diese Anträge sind noch nicht beschieden. Heiming erinnerte noch- 
mals an die Heimtücke, mit der Bundesanwaltschaft und Staatsschutzse- 
nat dieses Verfahren vorantrieben. Ohne die kürzlich nachgewiesene 
Unterdrückung einer entlastenden Schriftexpertise aus dem Landeskri- 
minalamt Baden-Württember (vgl. Angehörigen-Info 56, Seite 5; Flug- 
blatt 7 der Prozeßgruppe) hätte es zu den bereits ergangenen und inzwi- 
schen rechtskräftigen Urteilen über zusammengenommen 28 Jahre 
Knast gegen Andrea, Chris und Rico nicht kommen können. 


Rechtsanwalt Köhnkes Hilfsbeweisantrag auf Ladung einer Nachbarin 
unserer inzwischen fast schon berühmten Zimmervermieterin kam das 
Gericht nach. Sie wird aussagen, so der Antrag, daß im Sommer 1986 
und auch in den fraglichen Tagen vor dem Anschlag auf Dornier nicht 
zwei Verschiedengeschlechtliche, aber zwei junge Männer, nicht in 
einem roten Golf — das Bombenauto war ein roter Golf —, aber mit 
einem roten Audi 50, nicht für ein, zwei, drei, vier Tage, aber für zwei 
Monate bei der Zimmervermieterin wohnten. Kein Wunder, wenn sich 
die Dame des Wahrheitsgehalts ihrer Aussage nicht ganz sicher ist. 


Wir dürfen gespannt sein, wie sich das Gericht aus der Affaire zieht. Die 
beiden Entlastungszeuginnen vom vorangegangenen Verhandlungstag 
(siehe obenstehenen Artikel) hat es jedenfalls übergangen. Weil die 
Zimmervermieterin vom Bodensee die letzte Verbindung zwischen der 
angeblichen „Tätergruppe‘‘ aus Düsseldorf und der Anschlagsgegend 
herstellt, wird ihr hartnäckig geglaubt, obwohl ein Beweisantrag allein 
18 Widersprüche in ihrer Aussage nachweist. Würde den beiden Entla- 
stungszeuginnen geglaubt, so hätte die Beweisaufnahme nicht wieder 
eröffnet werden müssen, und die fast 200 ProzeßbesucherInnen hätten 
wie erwartet Luitis Schlußwort gehört. 


Prozeßtermine bitte abfragen unter: 0711/6491629, 
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Revisionsprozeß von Bärbel, Thomas und Norbert 


Der Revisionsprozeß findet vor dem OLG Düsseldorf an den folgenden 
Tagen statt: Montag, 18.3.91, 9.15 Uhr; Fr, 22.3.91, 9.15 Uhr; Di, 
26.3.91, 17.00 Uhr; Mo, 8.4.91, 16.00 Uhr. Die weiteren Termine 
werden noch bekanntgegeben. 

Die Autonome Prozeßgruppe NRW trifft sich jeden Diaa um 


20.00 Uhr im ‚Türkischen Laden‘; Kaiser-Wilhelm-Str. 256, .Duis- 
burg-Nord. | 


Prozeß gegen Holger Deilke 


Die Anklageschrift gegen Holger Deilke ist jetzt fertig. Demnach wird | 


der Prozeß gegen Holger voraussichtlich ab April 1991 vor dem 3. Straf- 
senat des Hanseatischen Oberlandesgerichts in Hamburg stattfinden. 
Die Anklage lautet auf „Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereini- 
gung“, unerlaubten Waffenbesitz, Diebstahl und Urkundenfälschung. 
Wie wir erfuhren, gibt es bereits 39 Aktenordner für den Prozeß. Ute 
Hladki wird — zumindest vorerst — wegen Prozeßunfähigkeit nicht an- 
geklagt. 





Hafenstraße bleibt! 


Presseerklärung der Hafenstraße 
vor dem Urteil im Räumungsprozeß 


Hafenstraße, den 4. 1. 1991 

Nach allem, was bisher gekommen ist, müssen wir davon ausgehen, daß 
am Montag, den 7.1.91, im Prozeß gegen uns das Räumungsurteil ge- 
sprochen wird und in unmittelbarer Zukunft gewaltsam vollstreckt wer- 
den soll. 

Da ist zunächst Voscheraus Silvesterversprechen, daß er uns bis zum 
2. Juni geräumt haben will, nachdem er kurz zuvor den Wahltermin ver- 
schoben hat und im Oktober letzten Jahres eine zweite Instanz im Hafen- 
straßenprozeß abzuwarten als Verschleppung des Rechtsstaates bezeich- 
net hat. 

Gestern wurde uns bekannt, daß es neben der Abrißgenehmigung für 
- den 6er-Block, die turnusgemäß jedes Jahr erneuert wird, jetzt eine neue 
Abrißgenehmigung für den Mittelblock gibt. Nach unseren bisherigen 
Informationen beruft sich diese neue Abrißgenehmigung auf einen min- 
destens zehn Jahre alten Bebauungsplan, der damals in der Bürgerschaft 
abgesegnet wurde und längst überholte Neubaupläne von Tchibo und 
Gruner & Jahr auf unserem Grundstück vorsah. 

Verdichtet wird das Bild dadurch, daß das ganze an der FDP vorbei 
geplant wird, um Widersprüche nicht vorher offen werden zu lassen. Es 
sollen Fakten geschaffen werden; mit den Widersprüchen — nicht nur 
bei der FDP — glaubt die SPD dann hinterher besser fertig zu werden. 

Gleichzeitig zu den Vorbereitungen des Senats und seiner Behörden 
zur gewaltsamen Räumung unserer Häuser baut die BAW (Bundesan- 
waltschaft) die „RAF-in-der-Hafenstraße‘‘-Schiene weiter aus, indem 
sie in Stuttgart, Münster und Hamburg Razzien bei 53 Personen durch- 
führten. Begründet werden sie mit den „angeblichen Funden“ bei uns. 
Hinterher gab der Vorsitzende der Innenministerkonferenz Schlee dem 
ganzen die politische Vorgabe, man wolle „mit neuen präventiven An- 
sätzen in der Terrorismusbekämpfung ... vor allem das terroristische 
Umfeld stärker einbeziehen“. | 

Dazu kommt, daß der Polizei-Hubschrauber seit gestern nicht mehr 
nur die Häuser überfliegt wie sonst täglich, sondern mehrfach am Tag 
direkt drüber stehenbleibt und mit der Kamera Aufnahmen macht — was 
nach unseren Erfahrungen ein Zeichen von direkter Einsatzvorbereitung 
ist. 

Voscheraus und Hackmanns Beschwörung des Rechtsstaates soll die 
Ungeheuerlichkeit dieses Vorgehens verschleiern. 

Wir wollen an dieser Stelle nochmal darauf hinweisen, worum es denn 
eigentlich bei dem Kündigungsprozeß ging: Farbbeutel auf UDL, die 
Bauwagenräumung — immerhin auch ein illegaler Versuch der herr- 
schenden Clique, uns zu räumen —, ein beschmierter Mantel eines 
Typs, der hier provoziert hat, und Leuchtkugeln gegen einen Polizei- 
überfall auf unsere Kneipe „Onkel Otto‘, Alles aufgebaut auf Polizei- 
zeugen, die natürlich immer gesehen haben müssen, daß alles aus den 
Häusern lief — einer Polizei, die zum Teil offen gegen den damaligen 
Vertragsabschluß putschte. Erwiesenermaßen erlogene Geschichten. 
Unsere Zeugen werden wegen „Verspätungen“ nicht gehört. Das läuft 


auf Grundlage eines Vertrages, der Strafrecht und Mietrecht miteinan- _ 
der verknüpft und eine Kollektiv-Bestrafung einführt, also für uns als : 
Menschen, die ihr Leben nach anderen als den staatlich verordneten Kri- 
terien bestimmen, Ausnahmerecht wie bei $ 129a. 

Sie haben kein Recht und erst recht keine Legitimation, unser Leben 


hier zu zerstören. Sie haben nur den Gewaltapparat dazu. Da bleibt dann - 


allerdings von „‚Rechtsstaat‘‘ nur noch Staat übrig, wird eine Dynamik _ 
bestimmend, in der die Gewalt, der Krieg die Politik ersetzt. In einer 
Gesellschaft, die auf unten und oben beruht, gibt es notwendigerweise 
Widersprüche, müssen Bedürfnisse artikuliert und umgesetzt werden 
können, in denen Menschen ihren Lebensraum ihren Interessen entspre- 
chend verändern, das, was sie brauchen, realisieren können. Für uns 
sind das die Häuser hier. Für andere Kindergartenplätze, ein Dach über 
dem Kopf, erschwingbare Mieten usw. Wir wollen unsere Bedürfnisse 
nicht gegen andere Menschen durchsetzen, sondern eine menschliche 
Auseinandersetzung, wo wir uns gegenseitig ernst nehmen. Daß das 
nicht nur geht, sondern richtig gut ist, weil darin neue Möglichkeiten 
von Zusammenleben entstehen, ist unsere Erfahrung. Wir sind Teil von 
dem Prozeß, gesellschaftliche Perspektiven ohne Ausgrenzung und Be- 
strafung zu entwickeln. Unsere vielbeschworene „Gewalt“ war immer 
unsere letzte Möglichkeit, wo Reden nicht mehr ging, uns hier zu halten. _ 

Dagegen setzen der Bürgermeister und andere herrschende Kräfte in 
dieser Stadt auf ihren Gewaltapparat. 

Worauf soll diese Entwicklung hinauslaufen? 

Auf neue Lager für sozial nicht Angepaßte, mehr Drogentote und 
Selbstmorde aus Verzweiflung? Auf Polizeibelagerung ganzer Viertel, 
noch mehr Kontrolle durch Verfassungsschutz und andere „Dienste“, 
noch mehr Knäste, Sondergesetze und Isolationsfolter gegen die Gefan- 
genen? 

Es gibt uns, Hafenstraße, jetzt seit bald zehn Jahren. Gerade daß ’87 
der damalige Bürgermeister die Tatsache, daß es uns gibt, akzeptieren 
mußte und somit zum erstenmal eine Gruppe wie wir „anerkannt“ wur- 
de, soll ausradiert werden. „Freiräume“ soll es nur in dem Maße geben 
dürfen, wie sie die Herrschenden und die herrschende Politik nicht stö- 
ren. Insofern würde die gewaltsame Räumung eine Grenze bedeuten für 
jede gesellschaftliche Perspektive weit über uns hinaus. Sie wäre die 
Weichenstellung für eine Entwicklung, in der gesellschaftliche Wider- 
sprüche militärisch niedergewalzt werden. Voscherau, Hackmann, 
Lochte und Konsorten sind auf dem Weg dazu. 

Wir gehen davon aus, daß es in allen gesellschaftlichen Bereichen die- 
ser Stadt Menschen gibt, die eine solche Entwicklung nicht wollen, für 
die menschliches Leben nicht nichts ist und Politik durch Krieg zu erset- 
zen keine Perspektive. Die einzige vernünftige Lösung ist: uns die Häu- 
ser. 


Am 7. Januar verkündete die Richterin des Landgerichts Hamburg das 
Räumungsurteil. Am selben Tag fand eine Demo zum Hafen statt, an der 
sich ca. 3000 bis 4000 Menschen beteiligten. 





Aktuelles international 


Zum Prozeß gegen 7 dänische politische Gefangene 


Der Prozeß gegen die sieben dänischen Gefangenen, der in Kopenhagen 
am 3.9.90 begann, wird voraussichtlich im Februar dieses Jahres been- 
det sein. Die sieben, Torkil Lauesen, Carsten Nielsen, Niels Jørgensen, 
Peter Døllner, Karsten Hasen, Bo Weiman und Jan Weiman, wurden im 
April 89 verhaftet und angeklagt, in den 70er und 80er mehrere Bank- 
überfälle, Postraube u.ä. begangen zu haben, um mit dem Geld die 
PFLP in Palästina zu unterstützen. Außerdem wird ihnen die Erschie- 
Bung eines Polizisten beim Postraub in Kobmagergade i in Kopenhagen 
vorgeworfen (als sie das Feuer auf die sie verfolgende Polizei erwider- 
ten). Weitere Anklagepunkte sind das Übertreten des Spionagegesetzes 
(durch Weiterleiten von Informationen über israelische Personen und 
Einrichtungen in Dänemark an die PFLP) sowie Urkundenfälschung 
und Autodiebstahl und das Anlegen eines Waffendepots. 

Einer der Gefangenen — Carsten Nielsen — ist durch einen Autounfall 
bei seiner Festnahme schwer verletzt worden: Er trug schwerste Ge- 
sichtsverletzungen davon, verlor beide Augen sowie den Geschmacks- 
und Geruchssinn und ist auf einem Ohr taub. Trotzdem ist auch er wei- 
terhin wie alle anderen Isolationshaftbedingungen ausgesetzt (wir be- 
richteten darüber ausführlicher im Angehörigen-Info 24). 

Bevor der Prozeß begann, wurde von seiten der dänischen Polizei und 
des Hauptstaatsanwaltes H.C. Abildstrup mit Hilfe der Presse eine mas- 
sive Hetzkampagne gestartet, die den Zweck einer Vorverurteilung er- 
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füllen sollte. Dies schlug sich in einer ganzen Reihe gezielter Falschmel- 
dungen gegen die Angeklagten nieder und in dem Aufbauschen von ein- 
fachen Fakten zu gezielter Panikmache: Z.B. wurde ein Waffendepot in 
der Blekingegade in Kopenhagen gefunden, und die Polizei machte dar- 


aus einen geplanten Bürgerkrieg in Dänemark, wohingegen Torkil Lau- - 


esen im Prozeß dazu aussagte, daß die Waffen an die PFLP in die West- 
bank geschickt werden sollten. Torkil selbst dazu im Gericht: ‚‚Wenn 
Länder wie England, BRD, Frankreich und Belgien Waffen nach Israel 
exportieren, kann ich nichts Verwerfliches darin sehen, eine Handrei- 
chung zu tun, damit die Gruppen, mit denen ich sympathisiere, die Mög- 
lichkeit haben, sich zu verteidigen ... 


nen aus sie operieren konnten, und darum wurde beschlossen, Waffen 
nach Israel zu schmuggeln.“ 

Ein Beispiel für die Arbeit von Staatsanwalt Abildstrup im Vorfeld des 
Prozesses ist, daß er in der Zeitung „Berlingske Tidende“‘ erzählte, daß 
er „Ierror im Gericht“ befürchte aufgrund von Demonstrationen und 
möglichen anderen Aktionen, und kurz darauf mit eben dieser Begrün- 
dung das Landgericht Ost (Østre Landret), in dem der Prozeß stattfindet; 
zu einer Art Festung umbauen läßt sowie gleichzeitig die Polizei im ge- 
samten Viertel Observationsbroschüren an die Bewohner verteilen und 
das komplette Viertel durch die Polizei absichern läßt. 

Ebenso wurde vor dem Prozeß einem Rechtsanwalt sein Mandat aber- 
kannt, weil er ein „‚Sicherheitsrisiko“ darstelle, da nämlich eine Ange- 
stellte in seinem Büro Mitglied der „Palästina-Kampagne“ ist. 

Einer der Verteidiger, Torkild Høyer, sagte zu dieser ganzen Hetz- 
kampagne im Vorfeld des Prozesses in der sozialdemokratischen Tages- 
zeitung „Det Fri Aktuelt“ am 12.5.90: „Die Voraussetzung für einen 
fairen Prozeß ist ein neutrales Gericht. Aber es wird immer schwieriger, 
Geschworene zu finden, die nicht von vornherein zu diesem Fall Stel- 
lung genommen haben ... Die Ursache dafür ist, daß die Polizei und die 
Staatsanwaltschaft kontinuierlich Informationen an die Öffentlichkeit 
bringen, die auf Gerüchten und halben Wahrheiten aufbauen und die 
gleichzeitig der Schuldfrage in diesem Fall vorgreifen.“ 

Am 24.4.90 fand die erste größere Solidaritätsdemo zu den Gefange- 
nen statt (siehe Angehörigen-Info 41), an der ca. 300 Leute teilnahmen, 
mit den Hauptparolen: Ein Jahr Iso-Haft — Jetzt reicht’s! Gegen Iso- 
Haft und Staatsterror — Für internationale Solidarität! 

Am 3.9.90 begann dann der Prozeß im Østre Landret in Kopenhagen. 
Am ersten Prozeßtag gab es vor dem Gericht eine Kundgebung mit ca. 
70 Leuten, mit Parolenrufen, Liedern und einer Grußverlesung von 
einer Internationalismusgruppe aus der BRD. Am 4.9. gab es wieder 
eine Kundgebung dort, diesmal mit 40-50 Leuten, der eine Demo 
durch ’s Viertel folgte. Am 6.9., dem dritten Prozeßtag, gab es eine 
Kundgebung vor der Polizeistation und vor ’m Gericht und die Begrü- 
Bung der Gefangenen, als sie im Autokonvoi dort ankamen. 

Nachdem die Gefangenen während der ganzen Untersuchungshaft 
keinerlei Aussagen gemacht hatten, begann in der zweiten Prozeßwoche 
das Verhör im Gericht, wo die Gefangenen auf die Fragen antworteten. 
Sie berichteten jeweils nur über die eigene Person und niemals über an- 
dere. Nach den ersten zwei Prozeßmonaten hatten sie zugegeben, daß sie 
verschiedene Aktionen geplant hatten, die sie aber nicht ausgeführt hat- 
ten. Ebenso sagte sie aus, daß sie Urkundenfälschung und Autodiebstäh- 
le begangen hatten. Carsten und Torkil gaben zusätzlich noch die Betei- 
ligung am Postraub in der Købmagergade zu, sagten aber, daß sie nicht 
auf den Polizisten geschossen haben. Einige Leute haben im Prozeß mit- 
geschrieben, was die Gefangenen gesagt haben. Einige Auszüge: Niels 
Jargensen zum Internationalismus: „Es ist richtig, daß ich Kontakt hatte 
zur PFLP während meiner Reisen im Nahen Osten ... Wir unterstützen 
Bewegungen, die versuchen, die Verhältnisse in der 3. Welt zu verän- 
dern — darunter die PFLP. Es ist nicht genug, sich hinzustellen und 
ihnen mündliche Unterstützung zu geben. Sie haben materielle Unter- 
stützung gebraucht, und da gingen wir aktiv mit rein, durch unsere Ar- 
beit mit u.a. Flohmarkt und Kleidersammlung. Außer Palästina haben 
wir auch Befreiungsbewegungen in Afrika und auf den Philippinen un- 
terstützt.“ Carsten Nielsen: „Ich glaube, mein politisches Bewußtsein 
fing schon in der Schule an ... Als ich im TV die Bomben über Vietnam 
regnen sah, entwickelte ich meine Aggression gegen die Gewalt und 
Ausbeutung, der wir die 3. Welt aussetzen.“ Jan Weiman: „Ich glaube, 
daß man die generelle Ungleichheit aufheben kann, wenn eine Umver- 
teilung geschieht. Die armen Länder sollen mehr bekommen für das, 
was sie verkaufen, und die reichen sollen mehr bezahlen für Rohstoffe.“ 
Torkil Lauesen: „Die Aufteilung zwischen den reichen Ländern und 
den armen Ländern der 3, Welt geht auf den kapitalistischen Durch- 
bruch zurück, als portugiesische und spanische Armeen Lateinamerika 
ausplünderten. Sklavenhandel und Kolonisation verstärkten die Unter- 
schiede zwischen den reichen und armen Ländern. Aktuell meinen wir, 


Nach der israelischen Invasion 
im Libanon 1982 hatten die Palästinenser faktisch keine Basen, von de- 


daß da immer noch ein ungleicher Handel vor sich geht. Mit dieser Welt- 


ordnung sind wir nicht zufrieden, und wir wollen gerne dazu beitragen, 
diese zu ändern!“ Zu der Anklage, eine Informationssammlung über is- 


raelische Personen und Einrichtungen in Dänemark angelegt und als 


„Iodesliste‘“ an die PFLP weitergeleitet zu haben (Spionagevorwurf), ` 


sagt Bo Weiman, der die Infos aus pro-israelischen Zeitungen in der Kö- 
niglichen Bibliothek Kopenhagen abgeschrieben hatte und darüber bis 
1984 Ordner angelegt hatte: „Die Informationen zeigen nur die politi- 
sche Seite vom Zionismus und vom Einfluß israelischer Lobbies auf dä- 
nische Politik und Medien.“ 

Die Forderungen der dänischen Solidaritätsbewegung zielen auf die 
Aufhebung der Isolationshaft und die sofortige Freilassung des haftunfä- 
higen Gefangenen Carsten Nielsen! Wer ihnen schreiben möchte (auf 
dänisch oder englisch): Torkil Lauesen, Carsten Nielsen, Niels 
Jørgensen, Peter Dellner, Karsten Hansen, Bo Weiman und Jan Wei- 


man. Die Adresse ist für alle gleich: Kriminalpolitiet, afd. C, Polititor- j 


vet, DK-1567 København V, Name des Gefangenen — Isolationsfange. 


— Es gibt eine Briefsammlung von einzelnen und Gruppen an die Ge- 
fangenen und von den Gefangenen selbst an die Leute draußen. Sie heißt 
„Breve til og fra fangerne fra roverisagen‘“‘, ist auf dänisch, hat > Sei- 
ten und ist als Kopie für DM 11,- plus Porto erhältlich. 

— Außerdem gibt ’s die Broschüre zu diesem Prozeß unter dem Titel 
„Liberations Verfahren — Prozeßinfo aus Dänemark‘ vom November 
1990 auf deutsch, 13 Seiten, als Kopie für DM 1,50 plus Porto. 
Interessierte sollen sich bei den Infobüros erkundigen. 


Portugal: Zu den FUP/FP-25-Verfahren 
und zur Ammestie-Diskussion 


Wie aus Zeitungsberichten zu erfahren war, werden im Dezember die 
Urteile in den FUP/FP-25-Verfahren (1) höchstrichterlich bestätigt. 
Das bedeutet, daß diejenigen Gefangenen, die wegen Überschreitung 
der zulässigen Dauer der Untersuchungshaft freigelassen worden wa- 
ren, theoretisch ab Januar wieder in den Knast kommen können. 

Nach der Entscheidung des höchsten Gerichts trommelte Staatspräsi- 


dent Mario Soares jedoch Vertreter aller Parlamentsparteien zusammen 


und legte ihnen die zügige Verabschiedung eines Amnestie-Gesetzes ans 
Herz. Hinter den Kulissen wird also weiterhin geschoben, und die Bestä- 
tigung der Urteile bedeutet nicht, daß in der Amnestie-Diskussion jetzt 
alle Türen zugeschlagen sind. Wahrscheinlicher ist, daß mit den drohen- 
den Haftbefehlen die Gefangenen und Ex-Gefangenen, die dazu bereit 
sind, zu weiteren abfälligen Äußerungen über ihre revolutionäre Ver- 
gangenheit gebracht werden sollen, so daß das ganze Amnestie-Verfah- 
ren in der Öffentlichkeit als Bankrott der revolutionären Linken vermit- 
telt werden kann. 

Im Dezember erhielten wir eine Ausgabe der Zeitung „Denüncia‘‘, 
die von der Gruppe SCR (Solidarität gegen die Repression) herausgege- 
ben wird. 

Die wenig umfangreiche Ausgabe behandelt die Diskussion um die 
Amnestie und die Situation in den Knästen Portugals insgesamt, sie ent- 
hält Artikel gegen die imperialistische Aggression am Golf und auch ein 
kurzes Interview mit José Ramos dos Santos, der vor einem Jahr einen 
Hungerstreik für seine Freilassung geführt hatte und nun offenbar vor 
kurzem freigelassen worden ist (2). Die Gründe dafür sind uns nicht be- 
kannt. 

Ramos dos Santos und vier weitere Gefangene hatten sich im Verlauf 
ihres Hungerstreiks vor einem Jahr als revolutionäre Zelle im FUP/ 
FP-25-Verfahren zusammengeschlossen und sich von den anderen An- 
geklagten, die (mehr oder weniger) einen Kompromißkurs gegenüber 
dem Staat fahren, distanziert. 


Denüncia sprach mit Ramos dos Santos über seine Pläne nach seiner 


Freilassung: 

„Als Militanter der revolutionären Zelle im Fall FUP/FP-25 werde 
ich mich der politischen und materiellen Unterstützung meiner vier noch 
gefangenen Genossen widmen. | 

Darüber hinaus werde ich mich in der SCR, die gegen alle Formen der 
Unterdrückung im Kapitalismus kämpft, für die Freiheit aller revolutio- 


nären Gefangenen ohne Zugeständnisse an die Herrschenden einsetzen - 


Ich werde alles dafür tun, daß sich ein Kollektiv bildet, das der SCR 
neues Leben einhaucht .. ., und ich bin auch bereit, mit allen Revolutio- 
nären die Probleme zu diskutieren, die sich heute der Linken stellen. Das 
heißt, der Aufbau eines revolutionären Programms, das alle diejenigen 
vereinigt, die tatsächlich den kapitalistischen Staat niederwerfen wol- 


len, denn die solidarische und brüderliche Gesellschaft, in der es keine 


Ausbeutung gibt, das ist die sozialistische Gesellschaft.* 
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Die Adresse von SCR ist: S.C.R., Apartado 1490, 1013 Lisboa 
Codex. 


Anmerkungen: (l) Kurz zur Information und ie Die FP-25 
sind eine Guerillaorganisation, die in der ersten Hälfte der 80er Jahre 
gegen die Rücknahme der letzten Errungenschaften der Nelkenrevolu- 
tion (Rückgabe der Kooperativen an ihre ehemaligen Besitzer usw.) 
kämpfte sowie Aktionen gegen Unternehmer- und NATO-Einrichtun- 
gen durchführte. Die FUP war eine legale linke politische Partei, die von 
Polizei und Justiz als politischer Arm der FP-25 denunziert wurde. Bei 
einer Großrazzia wurden im Jahr 1984 zahlreiche Militante, die in den 
verschiedensten gesellschaftlichen Bereichen aktiv waren, verhaftet und 
ihnen allen der Prozeß wegen angeblicher Mitgliedschaft in den FP-25 
gemacht. 

.(2) Die Erklärung von José Ramos dos Santos zu seinem Hungerstreik 
vom 9.12.89 hatten wir im Info Nr. 32 abgedruckt. Im Info Nr. 35 do- 
kumentierten wir ein Interview einer portugiesischen Zeitung mit den 
fünf politischen Gefangenen (darunter José), die im Hungerstreik wa- 
ren, in denen sie u.a. mehr zu der Bildung ihrer revolutionäre Zelle sa- 
gen, zum Prozeß und den Mitangeklagten, die dort Aussagen machten, 
GenossInnen verrieten und sich von ihren bisherigen Prinzipien distan- 
zierten. 


Weitere Meldungen 


Irland / Britannien. Die „Birmingham Six‘“ bleiben weiter in Haft. Das 
wurde am 17.12.90 bei einer gerichtlichen Anhörung in London ent- 
schieden. Das Gericht setzte den Termin für die erneute Benlgeayer- 
handlung auf den 25. Februar fest. 

Die „Birmingham Six‘‘ wurden wegen Anschlägen auf zwei Kneipen 
in Birmingham im Jahr 1974 zu 21mal lebenslänglich verurteilt. Seit 
Jahren gibt es eindeutige Beweise, daß der forensische Test fehlerhaft 
war und die „Geständnisse‘‘ der sechs durch Folterung der Gefangenen 
zustandekamen. (nach taz, 19. 12.90) 

Chile. Am 18. 12. nahm in Santiago die Polizei zwölf Angehörige von 
politischen Gefangenen fest, die drei Stunden lang die Kathedrale von 
Santiago besetzt und sich am Altar angekettet hatten. Mit ihrer Aktion 
wollten die Angehörigen die Freilassung der Gefangenen erreichen. 250 
politische Gefangene sind in Chile noch in Haft. Präsident Aylwin hatte 
in Aussicht gestellt, die Gefangenen ‚vor Weihnachten“ rauszulassen. 
Nach dem Widerstand der rechten Opposition sei nun aber mit einer 
Freilassung „nicht vor April‘ zu rechnen. (nach taz, 20. 12.90) 
Irland /Paris. Am 7. Januar hat in Paris ein Prozeß gegen fünf Iren be- 
gonnen, die des Waffenschmuggels für die IRA beschuldigt werden. Sie 
waren 1987 zehn Kilometer vor der französischen Küste auf einem 
Frachter von der französischen Zollfahndung verhaftet worden. Die 
Schiffsladung bestand aus Waffen und Sprengstoff, angeblich aus Li- 
byen. Nach Ermittlungen der französischen, irischen und britischen Po- 
lizei sollen jedoch vier weitere Schiffe mit 130 Tonnen Waffen an Bord 
nach Irland durchgekommen sein. Der Prozeß wird ohne Geschworene 
geführt, die französischen Behörden erhoffen sich insbesondere weitere 
Informationen über die Rolle Libyens als Waffenlieferant. (nach taz, 
8.1.91) 


Veranstaltungen, Demonstrationen 
Heidelberg. 19.1., 12 Uhr, Treffpunkt Bauhaus, landesweite Demon- 


stration „Hafen muß bleiben — Solidarität mit allen besetzten Häusern. 


Gegen die Kündigung der Nutzungsverträge und gegen die drohende 
Räumung der Hafenstraße! 

Hamburg. 26. 1., 20 Uhr, Haus 3, Hospitalstraße, Rock gegen Knast, 
Veranstaltung mit der Santa Fu-Gruppe und der Westberliner Knast- 
gruppe „Schwarze Seele‘, zur Entwicklung der Revolte in Santa im 
letzten Jahr. i 

Wiesbaden. 31.1., 20 Uhr, Café Klatsch, Marcobrunnenstr., Bericht 
vom internationalen Tribunal zur Situation der politischen Gefangenen 
in den USA (7.-10. 12. in New York), Videofilm: Interview mit Mumia 
Abu-Jamal. 


Anzeigen 


„Die Suche nach einem politischen Begriff unserer Geschichte“ Er- 
klärungen und Schlußworte im Prozeß wegen Börsenaktion von Sigrid 
Happe, Stephan Feifel, Sven Schmid und Gabi Hanka. 38 Seiten für 
2 DM, zu bestellen über: Prozeßinfo, c/o Zentrum, Hinter der Schönen 
Aussicht 11 a, 6000 Frankfurt/Main 1. 


„Reader zur Veranstaltung am 18. August 1990 in Frankfurt/Main 
gegen § 129a“ Seine aktuelle Anwendung in den Prozessen wegen der 
„Börsen-Aktion‘, gegen Ingrid Strobl, Luiti Hornstein, KurdInnen 
(PKK) und Iren (IRA); seine Einführung in der DDR. 50 Seiten für . 
3 DM, zu bestellen über: Prozeßinfo, c/o Zentrum, Hinter der Schönen 
Aussicht 11a, 6000 Frankfurt/Main 1. 


„Dokumentation (Abschrift) des Schengener Abkommens‘ Aktuel- 
le, überarbeitete Fassung des Vertragstextes, 24 Seiten für 5 DM (zu- 
zügl. 1.50 DM P&V), zu bestellen über: Straßenmedizin, c/o BI Um- 
weltschutz Unterelbe, Hohenesch 63 (Hinterhaus), 2000 Hamburg 50. 


„Internationale Solidarität“ — Ein Jahr Hungerstreik Aus dem In- 
halt: Protokoll einer Veranstaltung mit José, einem ehemaligen Gefan- 
genen; zur Frauenkommune Carmen Lopez; Interview mit Mercedes, 
einer ehemaligen Gefangenen; Selbstkritik und grundsätzliche Überle- 
gungen; zur Situation in der Türkei usw. Ca. 60 Seiten für 5 DM (für 
Gefangene kostenlos), zu bestellen über: Internationale Solidarität, c/o 
WOZ, Postfach, CH-8059 Zürich. 


„Unfassba Nr. 5“ Januar /Februar 1991, aus dem Inhalt: Totale KDV, 
Golfkrieg, Knastrevolten, Antifa, Häuserkampf usw.; 3.80 DM in 
Briefmarken pro Exemplar, ein Abo (fünf Nummern) für 15 DM (Wie- 
derverkäuferInnen: vier Stück für 10 DM), Knastexemplare frei, nur 
bar und im voraus zu bestellen über: UNFI, c/o Umwälzzentrum, 
Scharnhorststr. 57, 4400 Münster. 


Die Rote Hilfe-Zeitung 1/91 Erscheinungstermin 28.1.91, Schwer- 
punktthema: $ 129a — Knüppel gegen Revolutionäre oder Papiertiger? 
Weitere Themen: Asylrecht für KurdInnen außer Kraft gesetzt?, 15 
Monate Schauprozeß in Düsseldorf; Angriff auf autonome Infoläden; 
Betriebsrepression; Internationales. Die Rote Hilfe-Zeitung gibt es für 
2 DM in vielen Buch- und Infoläden oder gegen 3 DM in Briefmarken 
bei Rote Hilfe e.V., Postfach 6444, 2300 Kiel 14. Das Abo kostet 
10 DM für vier Ausgaben. 
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Warum diese Beilage? 


Wie schon mehrmals vorher, bekamen wir vor einiger Zeit ver- 
schiedene Briefe und Texte italienischer gefangener GenossIn- 
nen, die schon länger das Angehörigen-Info im Abo beziehen. 
Wir konnten diese aus Platzgründen aber nicht im Info veröffent- 
lichen und haben uns daher entschlossen, eine solche Beilage mit 
Briefen und Texten der Gefangenen dort zu machen. Nicht nur, 
daß wir das, was diese GenossInnen zu sagen haben, ihre Situa- 
tion wie die Situation der politischen Gefangenen in Italien über- 
haupt wichtig finden, wir meinen auch, daß Einheit der politi- 
schen Gefangenen in Westeuropa, und was dies praktisch und 
konkret bedeutet, auch für jede/n von uns hier draußen wichtig 
ist und dies immer wieder seinen praktischen Ausdruck finden 
muß. 


` Das kommunistische Gefangenenkollektiv „‚Wotta Sitta‘“ 


Die Briefe und Texte in dieser Beilage sind ausschließlich von Ge- 
nossInnen des Gefangenenkollektivs ,‚‚Wotta Sitta“ (der Name 
kommt aus dem Afrikanischen und bedeutet ‚Die Zeit ist reif‘). Die 
GenossInnen kommen alle aus verschiedenen Gruppen der Guerilla 
in Italien. In ihrem Brief, der nach dieser Einleitung folgt, sagen sie 
selbst etwas zu sich und ihren Bedingungen. Es sind insbesondere die 
Gefangenen aus diesem Kollektiv, die sich u.a. mit der Situation und 
Organisierung der politischen Gefangenen in Westeuropa auseinan- 
dersetzen, aktuell hat dies z.B. seinen praktischen Ausdruck gefun- 
den im Verhalten zu dem Kampf der spanischen politischen Gefan- 
genen. 

In diesem Zusammenhang wollen wir gleich auf verschiedene be- 
reits veröffentlichte Texte der GenossInnen hinweisen, die zum 
grundsätzlichen Verständnis wichtig sind, die wir aber hier aus 
Platzgründen nicht abdrucken können. Es sind dies die Texte „Der 
Klassenkampf ist der Motor der Geschichte‘ (veröffentlicht in der 
Reihe „texte‘‘ Nr. 4, Seite 5) und “Per il comunismo“, darunter 
auch der Absatz ‚Für die Einheit der politischen Gefangenen in 
Westeuropa‘‘, veröffentlicht in der gleichen Ausgabe der Reihe 
„texte‘“ Die Gefangenen des Kollektivs Wotta Sitta gehören in Ita- 


‚lien alle zu den revolutionären Gefangenen. 


Die Entwicklung in den italienischen Knästen 


Mitte der 80er Jahre gab es in den italienischen Knästen ca. 4000 po- 
litische Gefangene. Der groß angelegte und mit verschiedenen Son- 
dergesetzen untermauerte Versuch des Staates, über eine ‚politische 
Lösung‘ jede revolutionäre Politik zu liquidieren, richtete sich ins- 
besondere auch gegen die Gefangenen und schuf schließlich drei ver- 
schiedene ‚Gruppen‘ von Gefangenen: 

1. die „‚pentiti‘‘ (Verräter, also Gefangene, die durch aktive Kolla- 
boration GenossInnen, Verstecke o.ä. preisgeben und auf diese 
Weise — oft auch mit falschen Angaben — zu hohen Verurteilungen 
von ehemaligen GenossInnen beitragen), 2. die „‚dissociati‘‘ (Gefan- 
gene, die — ohne andere zu verraten — sich von ihrer Vergangenheit 
bzw. bisherigen politischen Praxis distanzieren, abschwören) und 3. 
die „irriducibili“ (revolutionäre Gefangene, die ihre Identität nicht 
aufgeben, nicht bereit sind, sich zu beugen). 

Entsprechend dem jeweiligen Verhalten waren und sind die Haft- 
bedingungen jeweils unterschiedlich; so erhielten „pentiti‘‘ wie 
auch ‚„‚dissociati‘‘ zum Teil hohe Strafnachlässe, heute sind die weit- 
aus meisten von ihnen entweder bereits entlassen oder genießen Son- 
derrechte. Die heute noch einsitzenden „pentiti‘‘ befinden sich ge- 
meinsam in einem besonderen Knast, die „‚dissociati‘‘ arbeiten in der 
Regel außerhalb der Knäste und sind also nur noch nachts (außer am 
Wochenende) im Knast. Durch Sondergesetze wurde u.a. auch die 
Möglichkeit geschaffen, Gefangene statt im Knast unter ‚„‚Hausar- 
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rest‘ zu stellen, sie dürfen sich dann zu Hause aufhalten. 

Zum jetzigen Zeitpunkt befinden sich in Italien noch ca. 250 Ge- 
fangene im Knast, die wegen politischer Delikte verurteilt wurden. 
Hiervon sind ca. 150 revolutionäre Gefangene, die nach wie vor 
Sonderhaftbedingungen unterliegen und deren „‚Behandlung‘‘ durch 
den Staat von Isolation, Einschränkung bis hin zu Folterungen ge- 
kennzeichnet waren und sind. 

Der weitaus größere Teil der Gefangenen also hat sich dem Pro- 
gramm der „politischen Lösung‘‘ unterworfen — warum? Neben 
den Versuchen des Staates und auch der italienischen Kirche — die 
hier ebenfalls eine aktive Rolle übernahm — mag es auch an der poli- 
tischen Entwicklung insgesamt gelegen haben, die sich — verkürzt 
gesagt — etwa so darstellt: 

1977 gab es in Italien eine soziale Massenbewegung, die sich in 
einem rasenden Tempo verbreiterte und radikalisierte. Die Zeit- 
schrift „Autonomie“ Nr. 12 schrieb dazu: ‚,... die Zeitspanne von 
der Gründung einer autonomen Gruppe im Quartier bis zur Waffen- 
beschaffung, zu ihrer Akzeptierung durch die bewaffnete Linie und 
ihrer Integration dauerte 1978 vielleicht drei Monate.“ 

Bewaffnete und unbewaffnete Enteignungsaktionen waren an der 
Tagesordnung, und es gab in Italien wohl kaum Jugendliche, die da- 
mals nicht in irgendeiner Weise an illegalen Aktionen beteiligt wa- 
ren. Sie wurden nicht immer mit revolutionärer Perspektive und 
Bewußtsein durchgeführt, sondern auch aufgrund von z.B. Aben- 
teurertum. Auch die wirtschaftliche Notwendigkeit, die zu vielen 
Aktionen führte, wie z.B. Hausbesetzungen oder Plünderungen von 
Geschäften, waren nicht automatisch revolutionär. Mit dieser Mas- 
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senbewegung reihten sich viele Jugendliche in die schon bestehenden 
militanten Organisationen ein oder gründeten selbst welche, ohne 
deshalb gleich eine revolutionäre Perspektive zu haben oder aber in- 
nerhalb der Gruppe kleinbürgerliche Verhaltens- und Denkweisen 
zu bekämpfen. 

Das sollte sich in der Folge als fatal erweisen, als einige sog. ehe- 
mals führende Leute der bewaffneten Organisationen begannen, aus- 
zupakken, und viele Intellektuelle wie z.B. Toni Negri sich öffen- 
tlich distanzierten. Viele GenossInnen fühlten sich verraten, und 
statt nach einem positiven, revolutionären Weg zu suchen, traten 
viele den Rückzug an. Dabei ist auch der Umstand wichtig, daß sich 
viele der Linken zum Zeitpunkt ihrer Verhaftung 1981/82 längst von 
militanter Politik gelöst hatten und inzwischen legal in der Hausbe- 
setzerszene, in Arbeitslosengruppen, Stadtteilgruppen oder gar nicht 
mehr politisch aktiv waren. Sie wurden nun mit den alten Aktionen 
konfrontiert, die sie fast schon verdrängt hatten. 


Die Diskussionen über Klassenkampf oder „politische Lösung“ ha- 
ben in Italien großen Raum eingenommen — und sie haben durchaus 
ihre Parallelen zu den Versuchen des Staates hier, revolutionäre Po- 
litik zu bekämpfen und möglichst jeden antagonistischen Ansatz zu 
zerstören (Kronzeugenregelung, Situation der politischen Gefange- 
nen, Kriminalisierung etc. — hierzu ließe sich sehr viel neh sagen, 
als es an dieser Stelle möglich ist). 


Die Redaktion 


Brief vom 9.10.90 


Liebe Genossen und Genossinnen, 

ich habe Euren Brief vom 1.10.90 bekommen. Wir haben keine 
Schwierigkeiten gehabt, Euren Brief zu übersetzen, und Ihr könnt 
ruhig in deutsch schreiben, so ist es für Euch einfacher. Leider kön- 
nen auch wir nur in italienisch schreiben, aber mit ein wenig Mühe 
wird es Euch auch gelingen, die Sachen zu übersetzen, die wir Euch 
schreiben. 

Ich habe auch die letzte Nummer des Infos bekommen, in dem die 
Erklärung zur Unterstützung des a netz der Genossen in 
Spanien veröffentlicht ist. 

Hier schicken wir Euch eine Erklärung, die von zwei unserer Ge- 
nossen während des Prozesses wegen der versuchten Entführung 
von Cesare Romiti (Verwaltungschef bei FIAT) Anfang 1982 zu den 
Akten gegeben wurde. Luciano ist jetzt nach Novara zurückgekehrt 
und auch Giovanni Senzani in das Gefängnis von Ascoli Piceno. 

Der Prozeß wurde auf den 29. Januar in Rom im Prozeßbunker 
von Rebibbia verschoben. 

Wir schicken Euch auch eine Erklärung der Genossen aus Trani 
über eine Aktion (fermata all’aria — Weigerung nach Ende des offi- 
ziellen Hofgangs, in die Zellen zurückzugehen, fast immer zeitlich 
limitiert) gegen die für zwei Monate angeordnete Isolation gegen 
einen Genossen unseres Kollektivs. 

Hier in Italien wird zusammen mit dem Urteil lebenslänglich auch 
eine Zeit der Isolation verhängt, von zwei Monaten bis zu zwei oder 
drei Jahren. So bin ich z. B. zu lebenslänglich und mehr als zwei Jah- 
ren Isolation verurteilt worden. Und so ist es für viele andere Genos- 
sen und Genossinnen. In der Vergangenheit wurde die Maßnahme 
der Isolation nur einmal gegen eine Genossin angewandt. Im Mo- 
ment wissen wir nicht genau, wie weit man diese Maßnahme ausdeh- 
nen will, aber es ist offensichtlich, daß es eine Art ist, die Isolation 
auch hier in Italien durchzusetzen. Gleichzeitig ist es eine Waffe der 
Erpressung und des Drucks gegen all die Genossen und Genossin- 
nen, die weiter ihre kommunistische Identität verteidigen und ihre 
revolutionäre Aktivität weiterentwickeln und die jede Form des Ak- 
zeptierens der kapitalistischen Ordnung zurückweisen. 


Jetzt versuche ich Euch einiges zu sagen im Hinblick auf Eure Anfra- 
ge, etwas über unsere Knastsituation zu schreiben, über unsere Be- 
dingungen, Besuche, Post, über die Möglichkeiten, die wir haben, 
zu diskutieren und gemeinsam die Arbeit und das Leben zu organi- 
sieren. 

Für eine breitere und politischere Kenntnis möchte ich auf das hin- 
weisen, was wir in dem langen Text „per il comunismo . . aqui se 
rinde nadie !“‘ geschrieben haben, der in der Zeitung pae Nr. 4 in 
deutsch vorliegt, im besonderen das Kapitel: „Für die Einheit der 


antiimperialistischen Gefangenen in Westeuropa.“ 


Im Moment sind alle kommunistischen Gefangenen, die den bewaff- 
neten Kampf — wenn auch mit verschiedenen politischen Positionen 
— unterstützen, die jede Form und jedes Projekt der Resozialisie- 
rung/Kapitulation ablehnen, in immer kleineren geschlossenen 
Gruppen in Spezialtrakten. 

Die Zahl der Gefangenen in diesen Trakten variiert von drei oder 
vier bis zu 15 bis 20 wie hier im Block B von Novara. Von diesen 
Sektionen gibt es zur Zeit ca. acht verstreut in ganz Italien in den ver- 
schiedenen Spezialgefängnissen und isoliert von allen anderen Ge- 


' fangenen. Ähnliche Trakte gibt es auch für nicht politische Gefange- 


ne, und einige von ihnen sind hier im Trakt mit uns. F 

Die Lebensbedingungen in diesen Trakten werden vom Staat in 
Funktion der konterrevolutionären Initiative und der sozialen Kon- 
trolle reguliert. Diese Trakte sind eingerichtet nach dem Kriterium 
der „objektiven Sicherheit“ mit sehr kleinen Zellen und Höfen, die 
maximal gesichert sind: Die Bewegungen werden sowohl von elek- 
tronischen Überwachungssystemen als auch durch die Präsenz des 
militärischen Personals in erdrückender Übermacht im Verhältnis zu 
den Gefangenen reguliert. Wenn zum Beispiel einer von uns die Zel- 
le verläßt, wird er, außer daß er durchsucht wird, von wenigstens 
drei Wachleuten beobachtet. | 

So gibt es auch eine Gruppe von Experten, die nach politischen 
Kriterien die Briefe, die Texte, die Briefe mit draußen auswerten und 
kontrollieren, sowie ebenso die „psychologische Entwicklung“ von 


_ jedem einzelnen Gefangenen. Alle unsere Briefe gehen durch die 


Zensur. 

Seit 1984 sind die Besuche ohne Trennscheibe, und wir können 
monatlich nur vier Stunden Besuch haben, von unseren Familienan- 
gehörigen oder von Personen, über die von den Carabinieri eine Er- 
mittlung gemacht wurde, auf deren Basis dann die Gefängnisdirek- 
tion zustimmt oder ablehnt. Bei jedem Besuch können wir ein Paket 
mit 5kg Essenssachen und Kleidung empfangen. 

Alle 15 Tage haben wir das Recht, für sechs Minuten mit unseren 
Familienangehörigen zu telefonieren, aber nur, wenn wir in den vor- 
angegangenen 15 Tagen keinen Besuch gehabt haben. 
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Die Zellen sind immer geschlossen, verteilt zwischen morgens 
und nachmittags können wir vier Stunden in den Hof. Die Zahl vari- 


iert zwischen 15 und 20 Gefangenen, wie hier in Novara. Aber die 


Zahl ist natürlich sehr viel niedriger i in den Sektionen, wo die Genos- 


sen und Genossinnen weniger sind. 
Das Mittagessen und das Abendessen können wir — wenn wir . 


wollen — zu dritt in einer Zelle einnehmen. 

Das sind im allgemeinen die Möglichkeiten, die wir haben, um zu- 
sammen zu sein und die Diskussionen und die kollektive politische 
Arbeit zu organisieren. 

Ihr fragt auch, ob wir hier in Novara ein n Kollektiv von 20 Gefange- 
nen sind. Wie ich schon schrieb, erfolgt die Belegung der Spezial- 
trakte durch das Justizministerium, das immer versucht, jedes Kol- 
lektiv zu trennen und Gefangene mit verschiedenen politischen Posi- 


tionen -zusammenzulegen. So ist zum Beispiel unser „‚kommunisti- 


sches Gefangenenkollektiv Wotta Sitta‘‘ von ungefähr 20 Genossen 
und Genossinnen verteilt auf die Knäste von Trani, Ascoli, Cuneo, 
Latina und Norara. In jeder dieser Sektionen versuchen wir immer, 
eine einheitliche Orientierung des Kampfes und der politischen Aus- 
einandersetzung zu entwikkeln, dies sowohl im Hinblick auf unsere 
Situation als Gefangene als auch den Beitrag, den wir in verschiede- 


ner Weise alle geben können für die Entwicklung der eng 


Bewegung und der Guerilla. 


Nach der Aggression von seiten des Wachpersonals hier am 


30. 1.90, bei der viele von uns verletzt wurden (1), ist nach ca. einem 
Monat die Situation nun wieder wie vorher. Es ist ihnen nicht gelun- 
gen, unsere Einheit zu zerschlagen, die sich stattdessen verstärkt hat, 
vor allem durch die Unterstützung und die Solidarität von vielen Ge- 
nossen und Genossinnen der revolutionären Bewegung. 

Liebe Genossen und Genossinnen, ich mache jetzt Schluß, auch 
weil ich denke, daß es für Euch sehr mühsam ist, lange Briefe in 
deutsch zu übersetzen. Ich umarme Euch alle mit revolutionärer Lie- 
be. 

Kommunistische Grüße — Vittorio 

Ein revolutionärer Gruß an Euch alle — Salvatore 

Eine starke Umarmung — Lorenzo 

Grüße und Küsse — Davide 

Ciao, Genossinnen und Genossen, eine starke Umarmung für Euch 
alle, hasta siempre — Luciano 


Anmerkungen: (1) Am 30.1.1990 wurden die 20 Gefangenen des 
Blokkes B des Hochsicherheitstraktes vom Wachpersonal so zusam- 
mengeschlagen, daß alle Genossen Prellungen, Knochenbrüche an 
den Händen und schwere Kopfverletzungen davontrugen. Dem An- 
griff vorangegangen war die Verlängerung einer sechstägigen tota- 
len Isolation gegen einen Genossen in einer Zelle außerhalb des 
Traktes. Gegen diese Maßnahme protestierten die 20 Genossen des 
Blockes B mit einer halbstündigen Verlängerung des Hofgangs. In 
den Tagen danach wurden verschiedene Repressalien gegen die Ge- 
fangenen verhängt: Begrenzung auf sechs Gefangene während des 
Hofgangs, Begrenzung des Umschlusses, Einschränkung der Zahl 
der Bücher und Kleidungsstücke auf der Zelle usw. Siehe dazu auch 
die im Info 38 dokumentierte Erklärung der Gefangenen. 


Zusammen kämpfen — 
Gegen den Imperialismus in Europa und im Trikont 


„die entscheidung, gegen das imperialistische system und für eine 
welt, in der die menschen selbstbestimmt und frei leben können, zu 
kämpfen, kann nicht davon abhängig sein, ob die eigene seite oder 
der feind in einer bestimmten phase stark ist, also ob der sieg in greif- 
barer nähe liegt oder in einem langen kampf durchgefochten werden 
muß. die entscheidung für den revolutionären kampf kann nur aus 
eigener erfahrung im system und seiner brutalität und zerstörung 
kommen und aus den eigenen zielen und vorstellungen — eben wie 
man leben will!‘ (Rote Armee Fraktion, 27.7.90) 


Das Szenario der 90er Jahre wurde durch einige Ereignisse eröffnet, 
die bestimmt sind, in entscheidender Weise die gegenwärtige und 
zukünftige Entwicklung der Welt zu beeinflussen. 

Das erste ist verkörpert durch die Bildung ‚„Großdeutschlands‘“‘, 
nach dem Zusammenbruch des ökonomisch-politisch-militärischen 
Systems in den Ländern des Warschauer Paktes und mit seinem Auf- 


- tauchen als einen Ort von Macht und Vorherrschaft in Europa, dies 


alles macht, daß der gesamte westeuropäische Block zu einer Rolle 
als Weltmacht aufsteigt. Die Einverleibung Ostdeutschlands, die in 
diesen Tagen gefeiert wird, zeigt allen nicht nur die offensichtliche 
Realität eines „4. Reiches‘‘, das dabei ist, abzuheben, sondern auch 
die einer europäischen Bourgeoisie, die entschlossen ist, ihre Inter- 
essen auf dem Rücken der Proletarier im Osten, im Westen und im 
Süden zu verfolgen. Wie die Genossen der RAF sagen, beginnt eine 
neue „Aggression gegen die Völker Europas, geführt mit ökonomi- 
schen und politischen Mitteln“, und gleichzeitig will der deutsche / 
europäische Kapitalismus ‚„‚zu einer neuen Runde in der Unterwer- 
fung und Ausplünderung der Völker im Trikont ausholen“, Aus die- 


. sem Grund eröffnet sich für die Proletarier und die Revolutionäre 


„eine. lange Kampfphase gegen die neuentstandene großdeutsche/ 
westeuropäische Weltmacht‘. 

Das zweite Ereignis ist noch provokativer: die Invasion und Beset- 
zung der Golfregion durch die USA und ihre westeuropäischen Ver- 
bündeten. Mit diesem „objektiven“ Kriegsakt — eine wahre Ag- 
gression — beginnt eine neue Epoche, in der die globale Krise des 
Imperialismus dahin tendiert, sich in einen globalen Krieg zu ver- 
wandeln. 

Die der starren Bipolarität folgende Periode der Neubestimmung 
— der sogenannte ‚‚post-kalte Krieg‘‘ — beginnt in traumatischer 
Weise und erweist sich als eine Zeit großer Unbeständigkeit, in der 
die gegenseitige Abhängigkeit vom Weltmarkt die Widersprüche 
vervielfältigt und die Konflikte eine neue Globalität annehmen. Die 
Suche nach einer neuen kapitalistischen Weltordnung wird immer 
dringender und schwieriger. y 

Das dritte Ereignis ist die Rolle Italiens in dieser Ubergangsphase 
des europäisch-imperialistischen Aufmarsches. Der italienische 
Staat ist dabei, größere Verantwortung für die Südflanke zur NATO 
und im Prozeß der politischen Vereinigung Europas durch sein in 
den Spitzen der gemeinsamen europäischen Strukturen eingesetztes 
Personal zu übernehmen. Das führt zu einer Refunktionalisierung 
und Zentralisierung der Staatsstrukturen, die alle sozialen Wider- 
sprüche angreifen, und zu einem direkten Angriff auf die materiellen 
Lebensbedingungen des Proletariats. Das klarste Beispiel in dieser 
Periode ist das neue Finanzmanöver, tatsächlich ein Bündel von 
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Maßnahmen der Kriegsökonomie, das vor allem die Proletarier 
trifft. 

Monatelang hat die bürgerliche Propaganda versucht, allen die 
Idee einer ununterbrochenen Friedenszeit einzureden, unter der 
Führung des Kapitalismus, der nunmehr nach dem „Zusammen- 
bruch des Kommunismus“ der Herr der Welt ist. Die Realität dage- 
gen bringt die Materialität der Widersprüche, die die Welt mit einem 
neuen Kriegsszenarium überziehen, in den Vordergrund. 

Wir erleben nunmehr die immer mitreißendere Verwirklichung 
der Konfrontation, des Krieges des Nordens gegen den Süden der 


Welt: eine ununterbrochene Anhäufung von Reichtum und von 


Elend als die Pole eines Widerspruchs, den der Kapitalismus in je- 
dem Winkel des Planeten nur verschärft, von den westlichen ent- 
wickelten Metropolen bis zu den „Peripherien‘‘ des Trikonts. Der 
Widerspruch zwischen Proletariat und Bourgeoisie bestätigt seine 
Zentralität, und in allen Gebieten nimmt er auslösenden Charakter 
an. 

Das, was verändert ist und dazu führt, die Auswirkungen des Zu- 
sammenstoßes zwischen Proletariat und Bourgeoisie zu vervielfälti- 
gen, ist das Vorherrschen dieses Widerspruchs in Beziehung zum 
gewohnten Bild des Widerspruchs WEST/OST, der für Jahre ein 
Schlüssel der Analyse der Welt aufgrund eines bi-polaren Systems 
war. Er hat auch die Grenzen des Zusammenstoßes zwischen Revo- 
lution und Imperialismus bezeichnet, den des Widerspruchs Nord / 
Süd, innerhalb dessen heute der Kampf der Völker gegen die Bour- 
geoisie eine neue Tiefe und Radikalität erhält. | 

Der antikapitalistische und antiimperialistische Kampf in den eu- 
ropäischen Metropolen und der im Trikont findet ein gemeinsames 
Terrain der Einheit in der Initiative gegen den neuen imperialisti- 
schen Aufmarsch in der ganzen Welt, folglich gegen das Ökono- 
misch-politisch-militärische System, das um die USA kreist. 

In diesem Sinn ist die westliche Invasion in die Golfregion nichts 
anderes als das Zusammenkommen der Entwicklungslinien der zu- 
künftigen Kämpfe: die Proletarier und die Völker der ganzen Welt 
gegen den Imperialismus als Gesamtsystem, gegen ein Macht- und 
Ausbeutungssystem, das nur Zerstörung des menschlichen Lebens 
hier im Zentrum und dort in der Peripherie ist. 

Die USA versuchen heute mit neuer Entschiedenheit aus der He- 
gemoniekrise herauszukommen, die sie seit Jahren in der Zange hält 
und die die Gesamtgeschichte des Westens nach Vietnam gezeichnet 
hat. Nach der Generalprobe in Mittelamerika mit dem ungestörten 
Überfall auf Panama gehen die USA zu einem Angriff von ganz an- 
deren Proportionen über, weil er im Hinblick auf die neue Weltord- 
nung entscheidend sein soll, und als der wird er ausgegeben, als ein 
neuer Kreuzzug gegen den Irak und die Gesamtheit des arabischen 
Volkes, die den Wohlstand und den bewaffneten Frieden des We- 
stens „in Gefahr bringen“. 

In Wirklichkeit ist die Golfregion eine Zone von vitalem Interesse 
für den Kapitalismus, der auf dem Energiesektor in relevanter Weise 
vom Erdöl dieser Region abhängig ist; daher ist die Kontrolle der 
Region notwendig, um den Produktionsprozeß der westlichen Län- 
der selbst zu garantieren. Andererseits hat die Heritage Foundation 
seit 1980 in ihrem strategischen Dokument „Mandat für die Vor- 
herrschaft‘‘, erarbeitet für die Langzeitprogramme der Reagan-Ad- 
ministration, klar festgestellt, daß „wirksame Aktionen unternom- 
men werden müssen, um eine glaubwürdige militärische Präsenz der 
USA in dieser Region wiederherzustellen‘“. Heute ist dies konkret 
verwirklicht, und nach Ansicht der US-Strategen müßte es sich wei- 
ter entwickeln zu einer „arabischen NATO“. 


Von der Strategie des Krieges mit niedriger Intensität, entwickelt 
von der Reagan-Administration, bewegen sich die USA zu einer 
Strategie der Aggression mit hoher Intensität der Bush-Administra- 
tion, an der sich Europa und Japan — ökonomisch, politisch und mi- 
litärisch — direkt beteiligen, dazu die reaktionären arabischen Staa- 
ten, ihre neuen Verbündeten, und ein Staat Israel, der noch bewaff- 
neter, noch kriegstreibender und noch rassistischer ist. 

Das ist die neue Wirklichkeit, mit der uns die Massenmedien täg- 
lich überschütten in Form einer Flut von Kriegs-Bulletins und der die 
arabisch-palästinensischen Massen in ihrem Land begegnen. Der 
neue Kreuzzug — die größte Konzentration militärischer Macht seit 
dem Ende des 2. Weltkrieges — wird von denen, gegen die er gerich- 
tet ist, als das gesehen, was er ist: ein westlicher, weißer und rassisti- 
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scher Angriff gegen das jetzige und zukünftige Leben der arabischen 
und palästinensischen Massen, 

der gut symbolisiert wird durch die Totenkopf-Fahne der amerika- 
nischen Besatzungstruppen und zurückgeschlagen werden wird. 

Die arabisch-palästinensischen Massen haben sofort gegen die In- 
vasion am Golf demonstriert, und sie haben die Rolle der „feudalen 
arabischen Monarchien“ angeprangert, die die Invasion gefordert 
hatten, um zu überleben. In Jordanien, im Iran, in Algerien, in den 
besetzten Gebieten Palästinas, wo die palästinensische Intifada in 
ihrem täglichen Kampf die amerikanische Invasion im Golf an die 
zionistische Besetzung Palästinas gekoppelt hat und an die arabi- 
schen Völker und die Bewegungen in dieser Region appelliert hat, 
„damit sie sich zu einer starken und festgefügten Front vereinigen, 
um der voraussehbaren amerikanischen Aggression zu begegnen 
und sie zu zwingen, die Region zu verlassen, und um wegzukommen 
von der rein islamischen Mission zum Schutz der arabischen Wür- 
de“ (Vereinigtes Nationales Kommando der Intifada, Appell Nr. 61, 
31. August 1990). 

Es sind alle Voraussetzungen gegeben, daß sich die amerikanische 
und europäische Aggression in ein neues Vietnam verwandelt, das 
dazu bestimmt ist, lange zu dauern, und eine neue Globalität haben 
wird, die spezifisch für diese neue historische Periode ist. 

Dieser Zusammenstoß betrifft schon jetzt alle Proletarier und Völ- 
ker, die als erste die Kosten zahlen müssen, angefangen mit den Hun- 
derttausenden von Proletariern auf der Flucht aus der Golfzone, die 
von unterbezahlten Arbeitskräften zu Flüchtlingen werden, die auf 
sich selbst gestellt sind; er ist Teil der allgemeinen Konfrontation 
zwischen Revolution und Imperialismus. Er kann ein Terrain des 
Aufbaus und der Entwicklung der revolutionären Subjektivität wer- 
den durch die Bestätigung der strategischen Verbindung zwischen 
dem antikapitalistischen und antiimperialistischen Kampf in Europa 
und dem Trikont (Asien, Afrika, Lateinamerika). Ein Aspekt dieses 
neuen proletarischen Internationalismus, der sich unter den objekti- ° 
ven — historischen — Bedingungen der Konfrontation dieser Epoche 
entwickelt und bewirkt, daß die Interessen der Proletarier und der 
Völker in Europa und im Trikont , die gemeinsamen Interessen“ in 
dem vereinten Kampf gegen den Imperialismus werden. 


SENT N 
IR 





Maria Pia Vianale 
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In Europa sehen wir uns einer tiefen und immer schnelleren Um- 
strukturierung im Hinblick auf die Einrichtung des gemeinsamen 
Marktes und die Bildung der politischen Einheit der europäischen 
Staaten gegenüber. Dieser Prozeß ist eine imperialistische Antwort 
auf die Krise und bringt enorme Auswirkungen für das Proletariat in 
Westeuropa, dem Mittelmeerraum und dem Süden der Welt mit sich. 
Ein erstes bezeichnendes Beispiel sind die gleichartigen politischen, 
ökonomischen und militärischen Entscheidungen, die, in Absprache 


mit den USA, sehr schnell unter den Staaten des europäischen - 


Blockes über die Golffrage getroffen wurden. 

Dieser Prozeß wird Auswirkungen auf den Klassenkampf in jedem 
europäischen Land haben, und an ihm werden sich immer stärker die 
Möglichkeiten einer revolutionären Entwicklung messen, da die 
Proletarier in jedem Land sich auseinandersetzen müssen mit der 
neuen kapitalistischen Konzentration, entstanden auf kontinentaler 
Basis, und den entsprechenden politischen Institutionen, die ihre Ini- 
tiativen vereinheitlichen und koordinieren. 

Für Europa und allgemein für alle anderen Länder des Zentrums 
(USA und Japan) ist es lebenswichtig, ein befriedetes Hinterland zu 
haben, wo sie die Prozesse der kapitalistischen Umstrukturierung 
unter dem Druck der multinationalen Finanzoligopole (1) zu Ende 
bringen können und von wo aus sie die Aggression gegen den Rest 
der Welt betreiben können. In dieser Perspektive von Ausbeutung 
und Elend für die proletarischen Massen, wo die Destruktivität des 


imperialistischen Systems nie gekannte Dimensionen erreicht, ist . 


kein Platz für proletarische Kämpfe, denen jede antagonistische 
Kraft und Fähigkeit entzogen werden muß. Es ist kein Platz für die 
revolutionäre politische Opposition, ihr muß die Berechtigung abge- 
sprochen, sie muß zerstört werden ... Auch wenn sie die goldene 
Zeit des Kapitalismus des vergangenen Jahrzehnts, an die sich Ag- 
nelli (2) und sein Helfershelfer Romiti gern erinnern, nicht fortset- 
zen können, sollen die 90er Jahre aber wenigstens die „Entwick- 
lung‘ der stärksten Kapitalfraktionen ermöglichen, trotz der Vertie- 
fung der ökonomischen Krise in den Regionen des Zentrums. 

Die FIAT zum Beispiel hat kein Problem, auf der einen Seite ihre 
Profite zu bejubeln und auf der anderen Seite sich für die sich ab- 


zeichnende neue Situation auszurüsten, indem sie eine mystische 
„totale Qualität‘ erfindet und die Cassa Integrazione ( = eine Art 
Kurzarbeit) erneuert, und gleichzeitig bereitet sie sich vor, ihren Be- 
reich der Kriegsproduktion zu erweitern. 

In dieser Situation, während die Gründe für einen imperialisti- 
schen Krieg in den Vordergrund drängen und sich der reaktionäre 
Charakter der bürgerlichen Gesellschaft beweist, bleibt die präventi- 
ve Konterrevolution als strukturelle Gegebenheit erhalten, wie sie 
sich in den 70er und 80er Jahren im Angriff gegen das Projekt der 
bewaffneten Organisationen gefestigt hat.. Der „Krieg gegen den 
Terrorismus“ ist ein unverzichtbares Ziel des Imperialismus, es ist 
der Versuch, sich die Ebene des sozialen Friedens zu erhalten, die 
nötig ist, um seine Prozesse der Umstrukturierung und ‚‚Entwick- 
lung“ voranzutreiben. Seinen Ausdruck findet das in der abge- 
stimmten Politik der europäischen Staaten gegen die revolutionäre 
Bewegung und die kämpfenden Kräfte, im besonderen gegen die Po- 
litik der Front, die sich auf kontinentalem Niveau zu organisieren 
beginnt. 

Der Angriff gegen die revolutionären Gefangenen ist auch Teil 
dieser Politik, insoweit sie Audruck der Kontinuität des antikapitali- 
stischen und antiimperialistischen Kampfes im Innern der europäi- 
schen Metropolen sind. Es ist dies ein Angriff, der dazu dient, der 
gesamten revolutionären Erfahrung der letzten 20 Jahre in Europa 
ihre Berechtigung zu nehmen und sie zu entpolitisieren. 

Gegenüber dem Kampf der Gefangenen aus den GRAPO und der 
PCE(r) in Spanien gegen die Isolation und für die Wiederzusammen- 
legung — ein Kampf seit nunmehr zehn Monaten, in dem schon der 
Genosse José Sevillano Martin gestorben ist — sind daher die euro- 
päischen Staaten und die übernationalen Repressionsorgane einig 
wie noch nie und an der Seite des spanischen Staates und seiner ‚‚so- 
zialistischen‘‘ Regierung in der Vernichtungsstrategie gegen die Ge- 
nossen. Der wahre Inhalt dieser Politik ist immer die Zerstörung des 
revolutionären Subjekts, und dies legt auch die Grundlagen für einen 
gemeinsamen Kampf aller Gefangenen als Teil des Kampfes zwi- 
schen Revolution und Imperialismus in Europa. 





Von links: Vittorio Bolognese, Giovanni Senzani, Salvatore Colonnia, Davide Fadda, Luciano Farina, Lorenzo Calzone 
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Den Angriff gegen die Gefangenenkollektive in Spanien und in den 
imperialistischen Gefängnissen in ganz Europa zurückzuschlagen, 
heißt auch die Macht zurückzuschlagen und zu zerrütten, die Millio- 
nen von Frauen und Männern hier im Zentrum und im Trikont aus- 
beutet und unterdrückt. | 


Zusammen kämpfen, und wir werden gemeinsam siegen. _ 
Ehre dem Genossen José Sevillano Martin und allen gefangenen 


Genossen, die im Kampf gegen das imperialistische Gefängnis gefal- 


len sind. 


Einige Gefangene des kommunistischen Gefangenenkollektivs Wot- 


ta Sitta 


Luciano Farina, Giovanni Senzani 

Rom, 3. Oktober 1990 Dr 

(zu den Akten genommen im Prozeß „Brigate Rosse — Romiti‘, 2. 
Schwurgericht Rom) 


Anmerkungen: (1) Ein Oligopol ist eine Form des Monopols, bei der 
der Markt von einigen wenigen Großunternehmen beherrscht wird. 


(2) Agnelli ist der Chef von FIAT. 


Brief vom 1.1. 91 


Liebe GenossInnen, ne 
trotz der knappen Zeit versuchen wir, Euch mit diesem Beitrag, der 
zur Vervollständigung und Aktualisierung der anderen Beiträge die- 
nen kann, für die Extra-Nummer zu erreichen. 

Jede Gelegenheit, etwas zur Entwicklung der revolutionären De- 
batte in Westeuropa beitragen zu können, ist für uns sehr wichtig; 
vor allem heute, wo die rapiden Veränderungen der internationalen 
Klassenkonfrontation von allen Militanten der verschiedenen 
Kampfsituationen erfordern, die Bedingungen neu zu verstehen, in 
denen es möglich ist, die revolutionäre Perspektive und die Kräfte, 
um sie voranzubringen, zu bestimmen und zu entwickeln. 

Das Anziehen der konterrevolutionären Schraube gegen das me- 
tropolitane Proletariat in jeder Situation der Konfrontation, durch 
die im wesentlichen übereinstimmenden europäischen Regierungen, 
ist für jeden offensichtlich. Und wie immer beginnt der konterrevo- 
lutionäre Angriff beim fortgeschrittensten Teil der Bewegung: der 
Guerilla, den Strukturen des Widerstands, den gefangenen Kämp- 
fern, den antagonistischen Zeitungen; die konkreten Auswirkungen 
dieser Strategie im letzten Jahr sind nicht mehr zu zählen, sowohl in 
Italien als auch in der BRD, in Spanien und überall. 

Nach den Informationen, die wir bekommen konnten, wird die 
umfassende und längerfristige Kampagne, die die deutsche Regie- 
rung durch ihre repressiven Apparate gegen die gesamte revolutio- 
näre Bewegung in der BRD führt, sehr klar sichtbar. Angefangen 
von den Provokationen gegen die gefangenen Genossen aus der 
RAF, dem Angriff auf die Hafenstraße und der wirklichen Kriegs- 
handlung gegen die besetzten Häuser in Berlin bis hin zum Prozeß 
gegen diese Zeitung und den Versuchen, durch die Kollaboration 
einiger Ex-Revolutionäre die Geschichte und die Erfahrung des be- 
waffneten Kampfes in der BRD zu verzerren und zu verfälschen. 

Hier wollen wir auch was sagen zu einem bestimmten Ereignis, 
der Hausdurchsuchung der Zeitung „agitare bene‘ im Oktober in 
Köln durch die Polizei wegen Verdachts der „Propaganda für eine 
terroristische Vereinigung“, da sie unter anderem auch ein Doku- 
ment unseres Kollektivs veröffentlicht hatten. 

Die deutsche Justiz fährt fort, auf der 1985/86 eingeführten Linie 


zu operieren, als sie die Gefangenen der GRAPO — PCE(r) und eini- 


ge GenossInnen der deutschen Bewegung anklagte wegen Bildung 
einer „terroristischen internationalen Vereinigung‘, diese Linie 
wurde konsolidiert mit den Prozessen gegen die kurdischen Genos- 
sen, gegen palästinensische und irische Gefangene in der BRD. Die 
Bundesanwaltschaft interpretiert sehr gut den Willen der Regierung 
Kohl, die Repression gegen die revolutionäre Bewegung internatio- 
nal zu führen. 

Speziell der Versuch, die Zeitung „agitare bene“ mit dem § 129a 


zu kriminalisieren, ist nicht nur eine Provokation, sondern auch eine ` 


Absurdität. Soweit es uns betrifft, ist seit langem allen bekannt (auch 
der italienischen und deutschen Justiz), daß unser Kollektiv im Ge- 
fängnis entstanden ist und sich dort entwickelt hat. Ein qualitativer 
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Punkt unserer Identität und Aktivität ist die politische Unterstützung 
der Guerilla, aber die Gefangenen sind nicht — und sind es nie gewe- 
sen — die Guerilla, die besteht aus GenossInnen, die draußen kämp- 
fen. Zwischen diesen beiden Realitäten gibt es keine Überlagerung, 
aus dem einfachen Grund, weil sie sich in total unterschiedlichen Si- 
tuationen bewegen. | 

Also von welcher „terroristischen Vereinigung“ sprechen die 
deutschen Richter? | 

Im vergangenen Jahr inszenierten hier Justiz und Polizei eine Ope- 
ration gegen unser Kollektiv und gegen einige Kreise der Bewegung, 
indem sie eine imaginäre „bewaffnete Bande“ erfanden, alles mit 
dem einzigen Ziel, jene Kreise und GenossInnen zu treffen, die inan-. 
tagonistischen Kämpfen und revolutionärer Kommunikation tätig 
sind. 

Aber dies ist nur eine der vielen Episoden eines Angriffs, der in 
diesen Jahren in Italien nie zum Stillstand gekommen ist und der in 
der letzten Zeit an Intensität zugenommen hat. 

In diesen Monaten haben die italienischen Medien dem sogenann- 
ten „Fall Gladio‘‘ großen Raum gegeben, was heißt den ‚‚Enthüllun- 
gen“ über die Existenz einer paramilitärischen klandestinen Struk- 
tur, in den frühen fünfziger Jahren geschaffen von den Christdemo- 
kraten und ihren Regierungen in antikommunistischer und konterre- 
volutionärer Funktion und unter der Führung der CIA und der 
NATO (die in ganz Europa ein Netz analoger Strukturen aufgebaut 
hatte). i | 

Diese Struktur ist unzweideutig an die Strategie gekoppelt, mit der 
die bürgerliche Macht — mit Hilfe von Massakern — versucht hat, 
die Klassenbewegung und die revolutionäre Bewegung zurückzu- 
drängen. 

Im Rahmen dieser Konfrontation sind einige politische Kräfte, 
darunter die PCI von Occhetto (immer offensichtlicher sozialdemo- 
kratisch und auf der Suche nach Argumenten, um die eigene politi- 
sche Leere zu füllen), bürgerliche Zeitungen usw. dabei, eine Kam- 


pagne der Mystifizierung und Vergiftung des Bewußtseins voranzu- 


treiben, die, mit Hilfe der Abschwörer wie dem Renegaten France- 
schini, die Roten Brigaden als eine von „Gladio infiltrierte und ge- 
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urentis, Aleramo Virgili, Lorenzo Calzone 
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von rechts: Pasquale de La 
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führte‘ Struktur erscheinen lassen will und die Entführung von Aldo 
Moro als eine von den Geheimdiensten und okkulten Kräften geplan- 
te und geleitete Aktion, um das Abkommen zwischen DC (Christde- 
mokraten — Red.) und PCI — für das sich Moro 1978 stark machte 
— zu verhindern. | 

-~ Im Grunde wirklich nichts Neues. Andere Male waren es die DC 
und ihre Satelliten-Parteien, die sagten, daß die Roten Brigaden ein 
„Instrument der Geheimdienste der Länder des Ostens wären“. 
Nachdem sich die verschiedenen „politischen Lösungen‘‘ im we- 
sentlichen erschöpft haben, bleibt es für die bürgerlichen Kräfte un- 
abdingbar, das Werk der Fälschung und der Entpolitisierung der Er- 
fahrung des bewaffneten Kampfes in Italien zu Ende zu führen. 

Um im Bewußtsein des Proletariats selbst die Idee der Revolution 
auszulöschen, müssen zwanzig Jahre des revolutionären Kampfes 
und der Guerilla auf ein ‚‚reines kriminelles Phänomen‘‘ reduziert 
werden oder auf eine „Theorie des Komplotts“‘, in der das Konzept 
einer autonomen Organisierung des Proletariats einfach keinen Platz 
findet. 

Diese Verbissenheit der bürgerlichen Kräfte, mit der sie versu- 
chen, mit den Prozessen des revolutionären Bewußtseins ‚‚tabula ra- 
sa“ zu machen, ist symptomatisch für die kritische Situation, in der 
sich der italienische Staat befindet. 

Die herrschende politische Klasse hier, das System der Institutio- 
nen und der Parteien, die sie unterstützen, winden sich in einer tiefen 
und umfassenden Krise, zu großen Teilen ausgelöst durch die ökono- 
mischen und politischen Entscheidungen, die sie übernommen haben 
im Rahmen der Formierung des westeuropäischen Blockes. 

Die politische Leitung in der Periode der italienischen Präsident- 
schaft in der EG und der Beitritt zum „Schengener Abkommen“, um 
einige Beispiele zu nennen, zeigen die Entschlossenheit, mit der die 
italienische Regierung diese Richtung verfolgt. 

Um dieser Verpflichtung nachzukommen, sind sie seit einiger Zeit 
dabei, die Strukturen des Staates einem Druck und einem Prozeß der 
Neudefinition wie niemals zuvor zu unterwerfen, um ihn der neuen 
Rolle anzupassen, die die Schaffung des „einen Marktes“ und der 
politischen Vereinigung in Europa erfordern. 


N 


N 
x 
` 


N! N 


Von links: Nicola Pellecchia, Giovanni Gentile Schiavone, Luciano Farina, Nicola Pellecchia, Lorenzo Calzone, Stefano Scaratello 


Gleichzeitig müssen sie die lange „‚Nachkriegszeit‘‘ abschließen, 
in der die christdemokratische Macht sich mit einer akuten Phase des 
Klassenkampfes, charakterisiert durch antagonistische Massenbe- 
wegungen bis zum bewaffneten Kampf in den letzten zwanzig Jah- 
ren, auseinandersetzen mußte. 

Es ist ein gewalttätiger Befriedungsprozeß, der in unterschiedli- 
chen Formen das gesamte westeuropäische Territorium überzieht. 

Der Prozeß der Formation des sogenannten „europäischen 
Blockes“ hat eine starke Beschleunigung erfahren. Die Schaffung 
„Großdeutschlands‘ hat den harten Kern der europäischen Staaten 
in der Strukturierung des ‚einen Marktes‘‘ und der politischen Ver- 
einigung verstärkt, in dem es in relevanter Weise das politische und 
ökonomische Gewicht des internationalen imperialistischen Systems 
erhöht hat. Das Voranschreiten dieses Prozesses drückt sich sehr 
deutlich aus, zum Beispiel in der Beteiligung der Staaten der EG an 
der imperialistischen Invasion an der Seite der USA in der Region 
des Persischen Golfes. 

Aber wenn diese Dynamik der politischen Kohäsion (Zusammen- 
halts — Red.), der multinationalen Kapitalkonzentration und der mi- 
litärisch-industriellen Komplexe auf der einen Seite eine allgemeine 
Antwort der imperialistischen Bourgeoisie auf die kapitalistische 
Krise darstellt, beginnen auf der anderen Seite neue soziale Bezie- 
hungen und eine offensichtliche Vertiefung und Vervielfachung der 
Widersprüche aufzutauchen, die man gerade überwinden wollte. 

Das Auseinanderklaffen von Entwicklung und Unterentwicklung 
dehnt seine Auswirkungen nicht nur makroskopisch hinsichtlich des 
Trikont aus, diese Polarisierung ist auch hier, im reichen imperiali- 
stischen Zentrum, dabei, sich in zerstörerischer Weise zu beschleu- 
nigen, indem sie Verarmung und „soziale Verwüstung‘‘ in den zu- 
rückgebliebenen Regionen schafft. Es reicht, wenn man an den nun- 
mehr „historischen“ Fall des italienischen Südens denkt oder an den 
kürzlichen ... der Ex-DDR. Die Immigrationsbewegung des Tri- 
kont und Osteuropas in Richtung der Länder der EG hat inzwischen 
enorme Ausmaße angenommen und hat das Phänomen eines ‚‚neuen 
Rassismus‘‘ provoziert, ein Interventionsmodell der imperialisti- 
schen Bourgeoisie, um die Überbevölkerung und multi-ethnische 





Seite 8 


Zusammensetzung des metropolitanen Proletariats zu regulieren und 
zu kontrollieren. 

Das Vordringen des westlichen multinationalen Kapitals nach Ost- 
europa, um einen neuen Markt zu schaffen, erweist sich als alles an- 
dere als ein „‚Triumphmarsch“, die gewalttätige politische und so- 
ziale Konfrontation, die sich in dieser Region zu zeigen beginnt, er- 
öffnet jedoch eine Phase der allgemeinen Unsicherheit für die Strate- 
gen der Internationalisierung des Kapitals. Dieses sind nur einige 
Aspekte, die schon das Bild der „Siege des Kapitalismus‘‘, mit de- 
nen die bürgerlichen Medien den ganzen Westen bombardieren, zu 
beeinträchtigen beginnen. 

Die Regierungen sind sich des Gewichts und des Ausmaßes dieser 
„Probleme“ nur allzu gut bewußt und handeln, um eine Radikalisie- 
rung einer breiten Klassenkonfrontation in dieser Phase zu verhin- 
dern, präventiv und repressiv. Die europäische Vereinigung kann 
die Präsenz von starken antagonistischen Bewegungen, von Organi- 
sationen der Guerilla nicht tolerieren, genausowenig die Existenz 


von Gefangenen, die im Gefängnis kämpfen und ihre Identität als 


kommunistische Kämpfer bewahren. 

Im Rahmen dieser zugespitzten Konfrontation finden sich die Re- 
volutionäre in den verschiedenen Situationen vor denselben Fragen : 
Wie der konterrevolutionären integrierten Strategie der europäi- 
schen Regierungen entgegenwirken; wie dem Kampf unter den ver- 
änderten Bedingungen wieder Qualität geben. 

Die Diskussion darüber ist seit langem eröffnet, und für uns Ge- 
fangene ist es von lebenswichtiger Bedeutung, mit unserem Kampf 
und unserem politischen Beitrag in dieser Diskussion präsent zu 
sein. 

Die neue Etappe, die wir vor uns haben, erfordert die Reifung der 
revolutionären Subjektivität und einen politischen Sprung in Bezie- 
hung zu den bis jetzt geführten Kämpfen. 

Der Prozeß der Front in Westeuropa ist ein unabdingbarer Aus- 
gangspunkt; sicher, eine lineare Fortsetzung der Erfahrung der 80er 
Jahre ist undenkbar, aber diese Phase hat im Bewußtsein vieler 
Avantgarden die Fähigkeit gefestigt, den einheitlichen Charakter der 
verschiedenen Kämpfe aufzunehmen, um sie (diese Kämpfe) in einer 
gemeinsamen Strategie gegen den Imperialismus zu lenken. Es ist 
ein Grundlagenkonzept, auch für den, der heute den revolutionären 
Kampf unter den neuen, durch die Konfrontation erzwungenen Be- 
dingungen organisieren muß. 

Der Kampf im Knast ist vollständig Teil dieser Dimension der De- 
batte. 

Die Schaffung der Einheit der Gefangenen in Westeuropa ist wich- 
tiger Teil dieses Prozesses der Neubestimmung der revolutionären 
Initiative, und er ist auch unerläßliche Bedingung, um im Kampf i im 
Knast voranzukommen. 

Der Kampf der gefangenen Revolutionäre in den Gefängnissen der 
verschiedenen europäischen Länder muß als EINE Konfrontation 
begriffen werden, da die Politik des europäischen Blockes für die 
Gefängnisse EINE ist. In dieser Situation gibt es keine Möglichkeit, 
einen realen Sieg zu erringen, wenn man jeden Kampf auf die eigene 
besondere Situation beschränkt. 


Wir wollen nicht vergessen, uns bei einigen, die uns bei dieser Beila- 
ge geholfen haben, dafür herzlich zu bedanken. Dies gilt im besonde- 
ren für eine Genossin, die die italienischen Texte für uns übersetzte, 
und für die GenossInnen der ‚Gruppe 2“ und deren Unterstützung. 

Wir möchten bei dieser Gelegenheit noch einmal ausdrücklich hin- 
weisen auf die Reihe „texte‘‘, die von der „Gruppe 2° herausgeben 
wird. In dieser Reihe sind bisher fünf Hefte erschienen, die sämtlich 
Texte aus und zu Italien enthalten. Wir empfehlen diese Hefte all de- 
nen, die sich mit dem Thema fundierter auseinandersetzen wollen: 
„Gruppe 2‘, Öttlmairstr. 8, 8000 München 83 (vier Ausgaben im 
Abo für 25 DM, Einzelheft für 7 DM plus 0.80 DM Porto gegen 
Vorkasse). 


Die in dieser Beilage erschienenen Photos haben wir direkt von den 
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Der seit 13 Monaten stattfindende Kampf der gefangenen Genos- 
sen der GRAPO — PCE(r) hat diese Charakteristik sehr klar gezeigt. 
Hinter der Verbissenheit des Präsidenten Gonzales steht die westeu- 
ropäische ‚‚Bestie‘‘; die Wiederzusammenlegung der gefangenen 
Genossen in Spanien würde bedeuten, der Gesamtstrategie der euro- 
päischen Regierungen gegen die gefangenen Revolutionäre einen 
Schlag zu versetzen und einen fortgeschrittenen Punkt für die ande- 
ren Kämpfe, festzulegen. Eine Niederlage dort würde eine Schwä- 
chung für alle Revolutionäre in Westeuropa bedeuten. 

Aber die Einheit der gefangenen Revolutionäre ist auch eine Berei- 
cherung der allgemeinen Dimension des revolutionären Prozesses, 
weil sie dazu beiträgt, die verschiedenen Erfahrungen der Guerilla 
zu verbinden, und so die Erfahrungen in Theorie und Praxis aufwer- 
tet. | 

Deshalb ist gemeinsam Arbeiten und gemeinsam Kämpfen eine 
Erfahrung für die Gefangenen und die Strukturen der Bewegung, die 
über die Möglichkeit, einzelne Kampfinitiativen zu konkretisieren, 
weit hinausgeht. 

Für uns alle bedeutet dies, uns den Problemen der Avantgarde in 
dieser Phase zu stellen und der Politik der Front, was heißt beizutra- 
gen, die revolutionäre Perspektive in Westeuropa zu definieren, um 
dem revolutionären Weltprozeß, zusammen mit den revolutionären 
und antiimperialistischen Bewegungen, neue Konkretheit zu geben. 


Liebe GenossInnen, 

wir schließen hier diesen Brief, der ein Beitrag sein will, um die 
Kommunikation mit den Kämpfen in Eurem Land zu verstärken. Wir 
wissen nicht, welche Schriften Ihr — außer den beiden Erklärungen, 
von denen Ihr uns gesagt habt — veröffentlichen werdet, deshalb, 
für ein umfassenderes Bild unserer Debatte, verweisen wir auf das 
Dokument „Der Klassenkampf ist der Motor der Geschichte‘‘, ver- 
öffentlicht in ‚‚texte‘‘ 4, und auf die Erklärung der Genossen in Trani 
in Nr. 50 des Angehörigen-Infos. Zusammen mit den anderen, auf- 
grund des thematischen Bogens, bilden sie die Grundlage für eine 
Vertiefung, an der wir arbeiten, und sie sind ein Mittel der Auseinan- 
dersetzung mit militanten Genossen aus anderen revolutionären Si- 
tuationen für eine mögliche Dimension gemeinsamer Arbeit. 

Eine letzte Sache. Am 9. Dezember sind zwei Genossen unseres 
Kollektivs, Nicola Pelecchia und Stefano Scarabello, vom Knast 
Trani in den von Caranila (in der Provinz von Caserta) verlegt wor- 
den, und dort wurden sie mit einem anderen Gefangenen in eine iso- 
lierte Sektion gebracht. 

Im Augenblick fehlen uns noch die genauen Informationen, um 
sagen zu können, wie die Entwicklungen sein werden, aber wir ha- 
ben keine Zweifel, daß es in Richtung auf eine immer stärkere phy- 
sische und politische Isolation hinausläuft, wie klar ist, daß diese 
Verlegung nicht außerhalb der allgemeinen Angriffsstrategie gegen 
die Gefangenen hier in Italien steht. 

Einen revolutionären Gruß für ein neues Kampfjahr von den Ge- 
nossen des „Kommunistischen Gefangenen-Kollektivs‘‘ des Ge- 
fängnisses hier in Novara. 

Kommunistische Grüße 
Vittorio 


GenossInnen aus dem Kollektiv Wotta Sitta bekommen. Soweit sie 
uns bekannt sind, hier ihre Anschriften: 
— Rosa Mura, Caterina Spano, Anna Cotone, Maria Pia Vianale, 
Natalia Ligas und Susanna Berardi: Carcere Speciale, 04100 Latina. 
— Pasquale de Laurentis und Salvatore Colonnia: Carcere Speciale, 
70059 Trani (BA). 
— Aleramo Virgili: Carcere Speciale, 12100 Cuneo. 
— Lorenzo Calzone, Vittorio Bolognese, Luciano Farina, Giovanni 
Gentile Schiavone und Davide Fadda: Carcere Speciale, Via Sfor- 
zesca No. 49, 28100 Novara. 
— Stefano Scarabello und Nicola Pellecchia: Carcere Speciale, 
63046 Caranila Caserta. 
— Giovanni Senzani: Carcere Speciale, Ascoli Piceno 

Die Redaktion 


